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Sozialdemokratie n. Mülltärvorlage

Unſere Aktion gegen die Militärvorlage.

Von Roſa Luxemburg.
I.

Die Reſolution der Generalverſammlung des 1. Stuttgarter
Wahlkreiſes hat das große Verdienſt, einer Stimmung öffent-
lichen Ausdruck verliehen zu haben, die ſicher in weiten Kreiſen
der Partei heute herrſcht. Man kann ſich freilich, wie unſer
Zentralorgan, die Antwort leicht machen, wenn man ſich
trocken-formaliſtiſch an die in der Reſolution erwähnten Mittel
einer eventuellen energiſchen Aktion gegen die Militärvorlage
hält. Die parlamentariſche Obſtruktion iſt durch die Geſchäfts-
ordnung des Reichstags ausgeſchloſſen, ein Maſſenſtreik läßt
ſich nicht künſtlich herbeiführen, damit ſoll die Kritik der
Stuttgarter Genoſſen abgetan, ihre Unzufriedenheit mit der
Haltung der Partei als ungerechtfertigt hingeſtellt werden.
Der Kern der Reſolution liegt nicht in den erwähnten konkreten
Vorſchlägen, ſondern in dem Geiſt, aus dem heraus die Reſo-
lution gefaßt wurde. Jſt man aber gewillt, dieſem Geiſt ein
wenig ehrliches Verſtändnis entgegenzubringen, dann muß
man offen geſtehen, daß die Aktion unſerer Partei gegenüber
den neueſten unerhörten Provokationen des Militarismus im
ganzen und ſeit längerer Zeit an Großzügigkeit, Wucht und
Schärfe manches vermiſſen läßt. Wenn heute der Vorwärts
ruhig konſtatieren kann, daß ſich ſtürmiſchere Maſſenkund-
gebungen in dieſem Moment kaum herbeiführen ließen, wenn

Dr. Breitſcheid zur Rechtfertigung der Taktik der Fraktion
in der Budgetkommiſſion ſich in der Chemnitzer Volksſtimme
darauf beruft, daß der bisherige Verlauf und die Stimmung
unſerer Proteſtverſammlungen gegen die Militärvorlage keine
Hoffnung rechtfertigen, als ließe ſich jetzt im Sommer noch ſo
etwas wie ein Sturm im Lande entfachen, ſo iſt wohl die ernſte
Frage am Platze, ob eben die Partei nicht ſelbſt ein
gut Teil Schuld daran trägt, ob der ganze Zuſchnitt
unſerer Aktion ſeit Monaten auch dazu angetan war das
Maximum an Energie und Widerſtand in den Maſſen auszu-
löſen und mobil zu machen.

Der Baſeler Kongreß im November bildete zweifellos
den Höhepunkt der internationalen ſozialiſtiſchen Aktion
gegen den Militarismus. Der Eindruck des Kongreſſes auf
die geſamte Oeffentlichkeit war ein gewaltiger. Es verſteht
ſich von ſelbſt, daß ein ſolches Ereignis mit aller Kraft aus-
genutzt werden mußte, um eine Maſſenagitation zu entfachen,
um die Flamme von Baſel in die weiteſten Schichten der
Arbeiterſchaft zu tragen. Der Kongreß ſollte dem ausdrücklichen
Sinne und Wortlaut ſeines Manifeſtes nach nicht der Anſchluß,
ſondern der Anfang einer umfaſſenden antimilitariſtiſchen
Agitation, ein Signal zur Entfaltung der äußerſten Energie
nach dieſer Richtung ſein. Die franzöſiſchen Genoſſen, deren
Drängen wir auch das Zuſtandekommen des Baſeler Kongreſſes
verdanken, haben ihre Pflicht und Schuldigkeit auch nach dem
Kongreß vollauf getan. Sie haben das Baſeler Manifeſt zur
Tagesordnung zahlreicher Verſammlungen im ganzen Lande
gemacht, ſie ließen jede einzelne Organiſation ihren Beitritt
zu den Baſeler Beſchlüſſen erklären und veröffentlichten fort-
laufend die lange Liſte dieſer Beitritte, ſie veranſtalteten in
Paris wahre Maſſendemonſtrationen. Es war eine Freude
zu ſehen, wie ſyſtematiſch, zähe und begeiſtert die franzöſiſche
Bruderpartei das Werk von Baſel ausnutzte und fortſetzte.
Wenn ſpäter die Regierungsvorlage mit der dreijährigen
Dienſtzeit einen ſo ſtürmiſchen Widerſtand in Frankreich bis
in die Kaſernen fand, ſo hat darin ſicher die kräftige Aufrütte-
lung der Maſſen vor und nach dem Baſeler Kongreß mit ihre
Früchte getragen.

Bei uns in Deutſchland iſt nach Baſel zur Ausnutzung des
internationalen Kongreſſes leider ſo gut wie nichts getan
worden: keine Demonſtrationen, keine Verſammlungen, mit
dem Baſeler Kongreß fand bei uns die beſondere Aktion gegen
den Krieg ein Ende. Für die Maſſenagitation iſt die ausge-
zeichnete Gelegenheit eigentlich unbenutzt geblieben.

Dafür erfolgte bald eine parlamentariſche Aktion unſererſeits,
die zum Geiſte des Baſeler Kongreſſes im ſchroffen Widerſpruch
ſtand und nur geeignet war, verwirrend zu wirken. Wir
meinen die Fraktionsrede des Genoſſen Da vid vom 3. Dezem-
bre, worin er öffentlich die deutſche Sozialdemokratie für eine
Stütze des Dreibundes erklärte und, mit dem abgebrauchten
armſeligen Schema vom Angriffskrieg und Verteidigungskrieg
arbeitend, die Stellung unſerer Partei in der auswärtigen
Politik in dem Wunſche kulminieren ließ, der Dreibund ſolle
nicht ſeinen realen Macht- und Jntereſſenverhältniſſen, ſon-
dern ſeinem papiernen diplomatiſchen Wortlaut von ehemals
getreu, nur ein „Defenſivbündnis“ ſein. Daß eine Stellung-
nahme für den Dreibund gemildert nur durch den utopiſtiſch
kleinbürgerlichen Verſuch, dem Diſtelſtrauch einzureden, daß er
eigentlich Feigen tragen ſollte daß eine ſolche Kundgebung
der Sozialdemokratie, noch dazu im Moment der Erneuerung
des Dreibundes, zu der Stellung des Baſeler Kongreſſes wie
die Fauſt aufs Auge paßte, läßt ſich bei ruhiger Ueberlegung
gar nicht beſtreiten.

Zeigte ſich ſchon in dieſem Mißklang eine gewiſſe Unklarheit
und Unſicherheit unſrer Aktion, ſo ſollte dieſe Unſicherheit
angeſichts der Militärvorlage leider noch deutlicher zum Vor-
ſchein kommen. Es bedarf keiner weiteren Begründung, daß
die Partei des Proletariats der ungeheuerlichen Militärvor-
lage nicht allgemeine Redensarten, ſondern beſtimmte
Forderungen entgegenſetzen mußte. Welcher Art dieſe

Forderungen waren, das mußte ſich nicht etwa aus neuen
ſchlauen Erfindungen, Kombinationen und Jmproviſationen
ergeben, ſondern aus unſerm alten, bewährten, offiziellen
Parteiprogramm. Die Milizforderung gehört, wohlgemerkt
zu unſeren Minimalforderungen, d. h. zu, dem ge-
ringſten, was wir im Rahmen des kapitaliſtiſchen Staates auf
militäriſchem Gebiete zu fordern haben. Was ſelbſtverſtänd-
licher, als daß die Militärvorlage ſofort ausgenutzt werden
mußte, um unſre Programmloſung der Volkswehr mit dem
größten Nachdruck in den Mittelpunkt der Kämpfe und der
Agitation zu ſtellen.

Anſtatt deſſen verfiel unſer Zentralorgan auf die unglückliche
Jdee, neue Loſungen auf eigne Fauſt zu improviſieren. Dabei
erwies es ſich von einer Beſcheidenheit, die ſelbſt das berühmte
Vollmarſche „Mindeſtprogramm“ der Eldorado- Reden in den
Schatten ſtellte. Der Vorwärts machte ſich am 12. März plötz-
lich ein Minimalprogramm eines Minimalprogramms, ein
kleines Bröckelchen der Mindeſtforderungen zurecht, das auf die
Beſeitigung der dreijährigen Dienſtzeit und des Einjährigen-
Privilegs hinauslief. Der ungeheuerlichſten Militärvorlage des
Jmperialismus gegenüber konzentrierte ſich unſer Zentral-
organ unbegreiflicherweiſe rückwärts auf das ſelige Militär-
programm der Fortſchrittspartei aus der preußiſchen Kon-
fliktszeit vor 50 Jahren! Während unſre Fraktion durch den
Mund ihres Berichterſtatters ſchon auf dem Stuttgarter
Parteitag im Jahre 1898 die Forderung der einjährigen
Dienſtzeit als das Mindeſtmaß an militäriſchem Fortſchritt
vertrat, verfiel das Zentralorgan juſt angeſichts der neueſten
Militärvorlage auf die zweijährige Dienſtzeit für die beritte-
nen Truppen.

Es konnte denn auch nicht ausbleiben, daß unſere Fraktion
dieſe Anregungen auf ſich beruhen ließ. Sie vertrat bei den
Debatten im Reichstag am 7. und 8. April die Milizforderung
und die einjährige Dienſtzeit. Wurde zwor die Loſung der
Volkswehr, die in unſerm Programm und in unſrer Auf-
faſſung durch vielfache Zuſammenhänge beſtimmt iſt, diesmal
etwas einſeitig auf eine kurze Dienſtzeit reduziert, ſo wurde
ſie immerhin vertreten, und hebt die einjährige Dienſtzeit das
Syſtem der ſtehenden Heere durchaus nicht auf, ſo liegt ſie
jedenfalls auf der Linie der Entwicklung zur Miliz.

Jndem aber die Fraktion ſo der Forderung des Partei-
programms in einem ſo wichtigen Moment zum Ausdruck ver-
half und dadurch die „Mindeſtforderungen“ des Vorwärts des-
avouierte, ließ ſie zugleich ihre eigne frühere wiederholt ver-
tretene Loſung fallen: die famoſe „Abrüſtung“. Auch dieſe
Jmproviſation, die ein Jahr lang im Reichstag die Stellung
unſrer Partei beſtimmte, iſt im entſcheidenden Moment, im
Kampfe gegen die größte Militärvorlage, ſtillſchweigend in der
Verſenkung verſchwunden. Haben wir hier nur eine erfreu-
liche Tatſache zu konſtatieren, ſo kann anderſeits nicht ver-
ſchwiegen werden, daß damit nur noch ein Beweis mehr ge-
liefert iſt, wie in unſrer Haltung dem Militarismus gegen-
über zu viel kurzlebiges Jmproviſieren und zu wenig wuchtige
Sicherheit und Klarheit herrſcht. Das Baſeler Manifeſt, das
nur in der internationalen Maſſengaktion des Proletariats, und
die Dreibund-Anhängerſchaft, die in der kapitaliſtiſchen Diplo-
matie die Gewähr des Friedens erblickt, das Zentralorgan für
die zweijährige Dienſtzeit der berittenen Truppen und die Ab-
ſchaffung des Einjährigen-Privilegs und die Fraktion für ein-
jährige Dienſtzeit, vor wenigen Monaten Forderung der Ab-
rüſtung, heute wieder die alte Forderung der Miliz, man
muß geſtehen, daß ſolches Durcheinander nicht geeignet iſt, eine
kräftige, ſcharfe und begeiſterte Agitation auszulöſen, daß es
vielmehr eine gewiſſe Unſicherheit und Schwankung auch in
die Maſſen tragen, zum Teil auf unſre eignen Agitatoren ver-
wirrend und lähmend wirken muß.

Der Wehrbeitrag in der Budgetkommiſſſon.

Die Agrarier werden weiter begünſtigt!

Die Debatte über die Veranlagung des in landwirtſchaft-
lichen Betrieben und Grundſtücken angelegten Vermögens
wurde in der Sonnabendſitzung der Kommiſſion fortgeſetzt.
Genoſſe Emmel bekämpfte lebhaft die beabſichtigte Begünſti-
gung der Landwirtſchaft, bei der nicht der gemeine Wert zur
Veranlagung kommen foll, ſondern der 25fache Betrag des Er-
tragswerts, nach einem konſervativen Antrag gar nur der
20fache Betrag. Auch die Landwirtſchaft habe den gemeinen
Wert zu verſteuern, nicht aber einen künſtlich herabgedrückten
Wert. Mit der angeblichen Eigenart des land wirtſchaftlichen
Betriebes könne die beabſichtigte Begünſtigung nicht begründet
werden; „Eigenart“ zeigten auch die Betriebe anderer Berufe,
die dann ebenfalls berückſichtigt werden müßten. Die Sozial-
demokraten würden alſo ſowohl den Regierungsentwurf als
auch den konſervativen Antrag ablehnen. Ein Regie-
rungskommiſſar machte darauf aufmerkſam, daß die
Annahme des konſervativen Antrages einen Ausfall von
30 Millionen beim Wehrbeitrag ergeben würde. Abg.
Gothein forderte, auf Material geſtützt, daß die Ver-
anlagung nach dem gemeinen Werte erfolge. Die Begünſtigung
des Grundbeſitzes bei der Steuerveranlagung erzeuge fortgeſetzt
ſtärkeren Unwillen. Die Landwirtſchaft beim Wehrbeitrag
abermals begünſtigen, ſei einfach unverantwortlich. Ein An
trag Behrens will auch den Gärrnereien die gleiche Be
günſtigung zuteil werden laſſen wie den land wirtſchaftlichen
Betrieben. Die Regierung wendet ſich auch gegen dieſe Forde-
rung. Der bayeriſche Zentrumsabgeordnete Mazinger

will entdeckt haben, daß gerade bei der Veranlagung auf der
Grundlage des Ertragswerts die Landwirtſchaft ſehr hoch be
laſtet werde. Obwohl nun Herr Mazinger das auf keinen Fall
will, trat er doch für die Einſchätzung nach dem Ertragswert
ein.

Angefochten wurde auch die Beſtimmung, daß der Beſitzer
eines land wirtſchaftlichen Grundſtückes den Wert ſeiner Arbeit
und der ſeiner Familienangehörigen bei der Veranlagung in
Abzug bringen darf. Dieſen Wert feſtzuſtellen, wird, wie nach-
gewieſen werden konnte, gar nicht möglich ſein. Der Groß-
grundbeſitzer, der ſich gar nicht um die Bewirtſchaftung ſeiner
Güter kümmert, könnte nach dieſer Beſtimmung ebenfalls einen
hohen Abzug machen, ohne die geringſte Arbeit geleiſtet zu
haben. Mit ſolchen Praktiken wird bei den land wirtſchaftlichen
Betrieben das ſteuerpflichtige Vermögen ſehr zuſammen
ſchmelzen. Dazu die Hand zu bieten bei einem einmaligen
Wehrbeitrag, kann doch, wie ſelbſt von dem Nationalliberalen
Roland- Lücke betont wurde, niemand verantworten.

Genoſſe David zeigte, daß der Geldwert der vom Beſitzer
geleiſteten Arbeit kaum nachgewieſen werden könne; außerdem
müßten dann auch die in der Familie konſumierten Lebens-
mittel aus dem eigenen Betrieb mit in genaue Anrechnung
gebracht werden. Das geſchähe aber nicht. Jn Heſſen habe man
vor 13 Jahren ein Steuergeſetz gemacht, das den gemeinen
Wert bei allen ſteuerbaren Vermögen zur Grundlage habe.
Dieſes Geſetz habe ſich bewährt und ſei von den Nationallibe-
ralen und vom Zentrum mit geſchaffen worden. Warum woll-
ten dieſe Parteien nun im Reichstage zu einer anderen Ver-
anlagung das land wirtſchaftlichen Vermögens ſchreiten? Sehr
groß an Zahl ſeien die Grundſtücke in der Nähe großer Städte,
die zwar noch ein bißchen land wirtſchaftlich benutzt werden und
einen ſehr geringen Ertragswert liefern, aber, weil ſie der Be
bauung erſchloſſen werden ſollen, heute ſchon einen groß-
ſtädtiſchen Bodenpreis haben. Die gewaltigen Vermögen, die
gerade durch ſolche Grundſtücke repräſentiert werden, ſo zu be
günſtigen, wie es die Konſervativen und die Regierung be-
abſichtigen, wäre eine ſchreiende Ungerechtigkeit. Allein die
Veranlagung nach dem gemeinen Werte garantiere die gerechte
Heranziehung des land wirtſchaftlichen Vermögens. Genoſſe
Südekum wies auf die Aeußerung des Senatspräſidenten
Strutz hin, der die Begünſtigung der Landwirtſchaft durch die
Regierungsvorlage als ſo hanebüchen bezeichnete, daß er als
Reichstagsabgeordneter gegen das ganze Geſetz ſtimmen würde,
falls dieſe Begünſtigung im Geſetz beſtehen bleibe.

Die Nationalliberalen ſtellten ſich in einen flagranten
Widerſpruch zur nationalliberalen Fraktion im preußiſchen
Landtag, die bisher ſtets für die Beſteuerung nach dem ge

meinen Wert eingetreten iſt, während die Nationalliberalen
im Reichstage für den Regierungsentwurf ſtimmen wollen.

Südekum wies noch darauf hin, daß die preußiſche Re
gierung früher ebenfalls eine andere Stellung eingenommen
habe, die gleiche, wie jetzt die Sozialdemokraten. Nach
weiterer unweſentlicher Debatte wurde der Antrag Behrens
abgelehnt, ein dem konſervativen ähnlicher des Zentrums an
genommen, ſo daß eine noch weit über die Regierungsvorlage
hinausgehende Begünſtigung der Landwirtſchaft
eintritt.

Die nächſte Sitzung findet am Montag ſtatt.

Um die Reichsvermögensſteuer.
Eine Reichsvermögensſteuer ſoll noch nicht ganz

ausgeſchloſſen ſein. Die Tägliche Rundſchau ſchreibt:
„Bethmann habe zwar geſprächsweiſe den feſten Entſchluß ge-
äußert, unter keinen Umſtänden eine Reichsvermögensſteuer
vorzuſchlagen, aber es liege keine ebenſo entſchiedene Erklärung
des Kanzlers vor, daß er gegebenenfalls eine von der Mehrheit
des Reichstags angebotene Reichsvermögensſteuer nicht an
nehmen werde. Das Blatt fährt dann fort:

„Wie wir ſelbſt von unterrichteter Seite erfahren, ſtehen
ſelbſt ſolche Einzelſtaat en, die ſich bisher am ſchärfſten
gegen eine Reichseinkommen- und Reichsvermögensſteuer ge-
wehr! haben, der geplanten Beſteuerung des Einkommens
innerhalb des Wehrbeitrages durchaus nicht mehr ſo un-
freundlich gegenüber, wie anfangs erklärt wurde. Wenn die
Grenzen nicht gar zu niedrig angeſetzt würden, würde ſich
zweifellos eine Mehrheit im Bundesrat finden, die dieſer
Abänderung der Regierungsvorlage zuſtimmen würde.
Wir geben dieſe Mitteilung immerhin mit einigem Vor-
behalt wieder, wenn ſchon ſie von ganz ausgezeichnet unter
richteter Stelle herrührt.“

Entgegen den Mitteilungen der Täglichen Rundſchau
ſchreibt der Mannheimer General-Anzeiger, das
Organ Baſſermanns, er habe „aus denkbar beſter Quelle“ er

daß der Reichskanzler in den allerletzten Tagen zu
führenden Parlamentariern geäußert habe, eine Reichs-
vermögensſteuer ſei und bleibe für die ver-
bündeten Regierungen unannehmbar. Eine
Einigung, wie ſie die Zentrumspreſſe empfehle, habe nur dann

Sinn, wenn man es zur Auflöſung des Reichstags
treiben wolle.

In Zentrumskreiſen ſoll man, nach der Angabe des Mann
heimer General-Anzeigers, ernſthafter als bisher den Ge
danken einer Reichstagsauflöſung erörtern und im
Regierungslager ſei man feſt entſchloſſen, wenn die von der
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Regierung geplante Deckung
appellieren.

Alle dieſe Meldungen ſcheinen uns doch einen etwas phan-
taſtiſchen Anſtrich zu haben.

mrßlinge, an das Land zu

Verdächtiger Zahlungseifer.
Die evangeliſche tote Hand will durchaus zu dem

Wehrbeitrag herangezogen werden. Die Kreisſynode Berlin
Kölln-Stadt beſchloß das Konſiſtorium zu erſuchen, bei den zu-
ſtändigen Stellen dadin zu wirken, daß das Vermögen der
evangeliſchen Kirchengemeinden in gleicher Weiſe wie das Ver-
mögen der Privatperſonen zu der Wehrabgabe herangezogen
werde. Dieſe auffällige Steuerwilligkeit findet ihren Grund
wohl weniger in dem beſonderen Patriotismus der evange-
liſchen Kirchenmänner als in der Abſicht, gegen die katholiſche
tote' Hand eine kleine Bosheit zu verüben.

Die Nationalliberalen als Hilfstruppe des
Kriegsminiſters.

Der Abg. Baſſermann hat mit Unterſtützung der natio-
nalliberalen Fraktion zur zweiten Leſung der Wehrvorlage
einen Abänderungsan trag eingebracht, der die geſtrichenen
Kavallerieregime r in die Wehrvorlage einfügen will.

5 550 Eskadrons zu bewilligen. Es iſtchloſſen daß das Zentrum in letzter Minute

noch umfällt, und daß dann die Streichung rückgängig gemacht

Politiſche LUeberficht.
Juni 1913.

Die preußiſche Wahlreform und die Junker.
Die Kreuzzeitung und die Deutſche Tageszeitung be-

ſch iftigen ſich in Leitartikeln u. a. auch mit der Wahlrechts-
frag Die Kreuzzeitung iſt weniger ängſtlich vor etwaigenVahi echtsbeſchlüſſen der Parteien. Sie glaubt, ſelbſt wenn
eine Einigung der geſamten Linken, Nationalliberalen, Fort
ſchrittlern und Sozialdemokraten, zuſtande käme, daß dann
immer noch keine Gefahr beſtehe, da ohne Zuſtimmung der
Rechten nicht viel anzufangen ſei. Obendrein ſäßen die Natio-
nalliberalen ſelbſt in einer Zwickmühle: Sie möchten das
Wahlrecht demokratiſieren, um den Konſervativen Abbruch zu
tun, und würden unter einer Demokratiſierung im Weſten
ſelbſt dem Zentrum gegenüber zu leiden haben. Aus allen
dieſen Gründen ſei von einem Wahlrechtsblock nicht übermäßig
viel zu fürchten. Aber: „Was wird die Regierung tun?“ Wir
glauben nicht, daß an den zuſtändigen Stellen über dieſe Frage
ſchon Beſchlüſſe gefaßt ſind. Frühere Aeußerungen geben aber
einen beſtimmten Fingerzeig dafür, wie die verantwortlichen
Männer denken. Bekanntlich iſt vom Regierungstiſche wieder-
holt erklärt worden, daß es zwecklos ſei, dem Abgeordnetenhauſe
eine weue Vorlage zu machen, ſo lange dort die alten Mehr
heitsverhältniſſe beſtänden. An dieſen aber iſt durch die jetzige
Wahl Weſentliches nicht geändert worden. Auch die Rede, mit
der der Miniſterpräſident ſeinerzeit die letzte Wahlrechtsreform
dem Landtage vorlegte, verdient in Erinnerung gebracht zu
werden. Jn ihr wurde doch ſehr wirkſam nachgewieſen, daß
die angegebenen Mißſtände, mit denen die radikalen Wahl-
rechtsreformer ihre Forderung zu begründen pflegen, in Wahr-
heit im Preußen nicht beſtehen.“ Trotz dieſer Selbſtberuhigung
traut die Kreuzzeitung dem Frieden nicht recht. Jn ge-
wundenen r r gen ſucht ſie der Regierung eindringlichſt
nahe zu legen, daß die Bedürfniſſe des Landes die Wiederauf-nahme des Wahlreformexperimentes nicht begründen könnten,

daß nur neuer Zwiſt in die bürgerlichen Parteien gebracht und
viel Zeit und Mühe dadurch beanſprucht werde, die beſſer für
fruchtbarere Arbeit Verwendung finden“.

Der Deutſchen Tageszeitung geht es ähnlich wie der Kreuz-
zeitung. Auch ſie hat kein rechtes Vertrauen in die Zuver-
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Er beantragt, ſtatt 53:
nicht ausgeſ

Halle (Saale), den 9.

läſſigkeir der Regierung Nur zieht ſie in ihrem Kampf gegen
die Wahlreform andere Seiten auf Sie ſetzt auseinander, daß
ſie gar keine Veranlaſſung habe, die „rote Gefahr“ auch im Ab-
geordnetenhauſe zu fördern: wenn auch im neuen Abgeord-
netenhauſe für die einfache Einführung der direkten und ge-
heimen Wahl eine Mehrheit vorhanden ſein dürfte, ſo könne
die Regierung, auch wenn ſie ſchließlich die geheime Abſtim-
mung konzedieren wolle, mit einer ſolchen Vorlage unmöglich
an den Landtag herantreten, da ſie damit alle Trümpfe für
die Erreichung ihres Zieles, das plutokratiſche Wahlrecht durch
Pluralbeſtimmungen zu „verbeſſern“, aus der Hand geben
würde. Die andere weit wichtigere Seite der Frage aber iſt
durch das bekannte Wort Bebels angedeutet: „Wenn wir
erſt Preußen haben, dann haven wir alles.“
Dieſes Bebelſche Wort will die Deutſche Tageszeitung noch in
einem beſonderen Artikel erörtern und die Regierung dann
vollends abſchrecken, etwaiges Entgegenkommen in der Wahl-
rechtsfrage zu zeigen.

Jn der letzten Zeit wurden Meldungen, daß dem Dreiklaſſen-
hauſe eine neue Wahlrechtsvorlage zugehen und die
Thronrede ſchon dahingehende Abſichten ankündigen werde, auf-
fallend eifrig dementiert. Die gleichzeitig in den beiden
Junkerblättern zum Ausdruck kommenden Sorgen um eine
Wahlveform ſcheinen aber doch anzudeuten, daß in der Regie-
rung Neigung beſteht, Wahlreformverſuche in der einen oder
der anderen Weiſe wieder aufzunehmen. Mag es aber auch
ſein, wie es will: das preußiſche Volk wird ſich nicht um
den guten Willen der Regierung kümmern, wird ſich nicht be-
irren laſſen durch das Geſchwätz konſervativer Blätter oder die
Bedenken nationalliberaler Reaktionäre, es wird den Wahl-
rechtskampf mit aller Energie wieder aufnehmen und nicht eher
raſten, bis es ſich das allgemeine und gleiche Wahlrecht er-
kämpft hat.

Die internationale Verſippung des Rüſtungskapitals.
Aus London ſchreibt man uns: Der Labour Leader geht

in ſeiner letzten Nummer weiter dem komplizierten Netzwerk
nach, das das Rüſtungskapital aller Länder brüderlich vereinigt
und ihm geſtattet, mit Hilfe von Kriegspaniken und Rüſtungs-
hetzen alle Völker unparteiiſch auszuplündern.

Es ſind namentlich zwei beſondere gewaltige Kapitalsorgani-
ſationen, die den ausgeſprochenen Zweck zu haben ſcheinen, die
nächſte Blutsverwandtſchaft und höchſte Jntereſſengemeinſchaft
zwiſchen dem engliſchen Rüſtungskapital und den Rüſtungs-
firmen der anderen Länder herzuſtellen. Die eine iſt der
Nobel Dynamite Truſt, die andere die Harvey United Steel
Co. Ltd.

Der Nobel Dynamite Truſt hat nach dem letzten Jahres-
bilanzausweis einen Reingewinn von 380 720 Pfund Sterling
bei einem Kapital von 3 285 400 Pfund erzielt. Dieſes erfreu-
liche Reſultat erklärt der Geſchäftsbericht damit, daß die Nach-frage nach Kriegsmaterial zugenommen hat. Hach offiziellen

Angaben kann der Truſt die Fabrikation von Sprengſtoffen
unternehmen, aber ſein Hauptzweck beſteht darin, die Aktien
gewiſſer Sprengſtoff-Geſellſchaften zu erwerben. Der Truſt
beſitzt das geſamte Aktienkapital der engliſchen Nobels Explo-
ſives Co. Ltd. und iſt an den folgenden Unternehmungen inter-
eſſiert: Dynamit A.-G., vormals Alfred Nobel u. Ko., Ham-
burg; Rheiniſche Dynamitfabrik, Köln; Deutſche Sprengſtoff
A.-G., Hamburg; Dresdner Dynamitfabrik Dresden. Außer-
dem beſteht ſeit einigen Jahren ein Geſchäftsabkommen mit
deutſchen Pulvererzeugern, das erſt im Jahre 1950 abläuft.
Der Truſt hat 76 deutſche und 22 franzöſiſche Aktienteilbaber.
nie deutſche und franzöſiſche Armeeoffiziere ſtehen mit
dem Unternehmen in einer (nicht näher gekennzeichneten) offi-ziellen Verbindung. Von deutſchen Offizieren werden genannt:
General von Mühlburg, Oberſt Max Adriam, Oberſt Edu ard
Adriam, Major Freiherr F. on Fritſch und Major Otto von
Funetti; ferner der franzöſiſche Oberſtleutnant Francois J. H.
L. Laffargue.

Ein noch merkwürdigeres Gebilde iſt
Steel Co. Ltd.

die Harvey United
Dieſes Unternehmen befindet ſich jetzt aus un-

bekannten Gründen in freiwilliger Liquidation, obſchon es noch
1911 eine Dividende von 71 Prozent verteilte Jn dieſer Ge-ſellſchaft ſcheint ſich faſt das ganze Rüſtungskapital der Welt

ohne Rückſicht auf nationale Gegenſätze oder diplomatiſche
Bündniſſe und Ententen in holder Eintracht zuſammengefun-
den zu haben.

Alle engliſchen Rüſtungsfirmen ſind durch Aktienbeſitz und
Direktoren an der Geſellſchaft beteiligt.

Von deutſchen Firmen ſind beteiligt die ſich jetzt eines beſon-
deren Rufes erfreuende A.G. der Dillinger Hüttenwerke, die
2731 Aktien inne hat und im Direktorium durch Herrn Fritz
Säftel, Dillingen, vertreten iſt. Die Firma Krupp,
Eſſen, beſitzt 4731 Aktien und hat die Herren Heinrich Viel-
haber und Emil Ehrensberger (wie glücklich das
Rüſtungskapital die Namen ſeiner Vertreter zu wählen ver-
ſteht im Aufſichtsrat.

Frankreich iſt vertreten durch die Firmen Schneider u. Ko.
und La Cie des Forges et Acieries de la Marine et d'Homé-
conurt. Die Harvey Steel Co. hat vier franzöſiſche Direktoren.

Außerdem ſind eine Anzahl italieniſcher und amerikaniſcher
Rüſtungsfirmen an dem Unternehmen beteiligt. Außer den
Rüſtungsfirmen beſitzen Aktien verſchiedene engliſche, deutſche,
franzöſiſche, amerikaniſche und ſchweizeriſche Banken, wovon
die Deutſche Bank (1350 Aktien) und die Bankfirma
Moulet in Vevey (Schweiz) genannt ſeien.

Man ſieht, die internationale Verbrüderung des Rüſtungs-
kapitals ruht auf einer ſoliden Grundlage. Es weiß, daß es in
allen Ländern die gleichen Jntereſſen hat. Wann werden aber
auch die Völker erkennen, daß ſie kein dringenderes gemein-
ſames Jntereſſe haben, als dieſe Schmarotzerſippſchaft von ſich
abzuſchütteln
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Generalſtreik gegen den Krieg.
Auf dem ſoeben in Newport abgehaltenen 1. Jahreskon-

greß des engliſchen Transportarbeiter- Verbandes begründete
Ben Tillett (Dockarbeiter) eine Reſolution, die den Krieg
und die Kriegshetzen verurteilt und für den Fall eines Krieges

den Generalſtreik aller im Transport von Truppen und
Kriegsmaterial beſchäftigten Arbeiter befürwortet. Tillett
ſagte, es ſei an der Zeit, daß endlich die Arbeiter die Geſchicke
des Landes in ihre Hände bekommen. Die Arbeiter ſeien end
lich dahinter gekommen, was der ihnen vorgetäuſchte „Patrio-

tismus“ in Wirklichkeit iſt. Das Kriegsfieber werde von einer
korrupten Preſſe geſchürt, die von den Rüſtungsintereſſenten
beſtochen ſei. Jede „patriotiſche“ Vereinigung werde von den
Mordwerkzeugfabrikanten ſubventioniert.

O Connor Keſſack, der die Reſolution unterſtützte, befür-
wortete ein Einvernehmen der Transportarbeiter mit den
Eiſenbahnern und Bergarbeitern. Wenn dieſe drei Arbeiter-
kategorien zuſammenwirken, dann könne kein Krieg länger als
ein paar Tage fortgeführt werden.

Die Reſolution wurde faſt einſtimmig angenommen. Genoſſe
Jochade, Sekretär des interntaionalen Transportarbeiter
Verbandes wohnte dem Kongreß bei.

Drohender Finanzdalles?
Die endgültigen Ergebniſſe der Einnahmen aus Zöllen und

Steuern für das Rechnungsjahr 1912/13 weiſen gegenüber dem
vorigen Rechnungsjahre erhebliche Minderbeträge auf. Der
Ueberſchuß der tatſächlichen Einnahmen aus den Zöllen,
Steuern und Gebühren gegenüber dem Etatsanſchlag erhöht
ſich damit auf 46,5 Millionen Mark gegen 193,1 Milli v nen
Mark im Etatsjahre 1911. Hierzu kommt noch eine Mehr-einnahme von 12,2 Millionen Mark aus der Reichs poſtverwal

tung und der Reichseiſenbahnenverwaltung, womit ſich
der Geſamtüberſchuß aus dieſen wichtigſten Einnahme-
quellen des Reiches auf 58,7 Millionen Markt ſtellt.

Der Eindringling. her Eindringling. u
Roman von Blasco Jbanez.

Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Eines Tages war der Jngenieur mit der Verwaltung in
Konflikt gekommen infolge der Entlaſſung eines tüchtigen Ar-
beiters ohne jeden Grund. Der Mann hatte nämlich ein Kind,
das ihm geſtorben war, außerkirchlich begraben laſſen zum
großen Aergernis aller Betſchweſtern der Ortſchaft. Dafür
hatten ihm die frommen Herren bei der erſten beſten Gelegen
heit den Stuhl vor die Tür geſetzt. Darob entſtand große Auf-
regung unter den Arbeitern. Was, wollte man ſie nun mit
Gewalt zu Betbrüdern machen Wollte man ſie zwingen, mit
einer Kerze in der Hand an den Prozeſſionen teilzunehmen,
wie gewiſſe Heuchler taten, um an hoher Stelle Wohlwollen zu

und auf dieſe Weiſe Arbeit zu bekommen? Sanabre
ha darüber einen heftigen Wortwechſel im Bureau und be-gar ſich ſchließlich zu Sanchez Morueta. Der Millionär, durch

eine vielfachen Geſchäfte ganz in Anſpruch genommen, wußte
nichts von dem inneren Leben ſeiner Fabriken und geriet in
Zorn, als er von den Uebergriffen ſeiner Beamten erfuhr.
Jene Einmiſ chungen in das religiöſe Gebiet verbat er ſich
ſtreng. Der entlaſſene Arbeiter wurde wieder angeſtellt und
die geſamte Arbeiterſchaft hielt den Jngenieur von nun an
wegen dieſes Sieges noch hoher in Ehren.

Wenn überhaupt Sanchez Morueta ein klein wenig geß ſchätztund geüebt wurde von den Tauſenden Fabrikarbeitern, die ihn

ab und zu wie ein Geſpenſt die Direktionsbureaus durchwan-
dern ſahen, ſo war dies bloß ein Widerſchein der Liebe, die
ſie alle zu Sanabre hegten. Die Leute fühlten die Sympa thie
heraus, die der Prinzipal zum Jngenieur hatte. Solange Don
Fernando da war, brauchte man nicht zu fürchten, daß der
bigotte Geiſt, der auf anderen Werken herrſchte und ſich breit
machte, auch hier die Oberhand bekäme. Der Jngenieur ver-
teidigte die Jntereſſen ſeines Prinzipals und ſorgte für den
guten Gang der Arbeit; aber außerhalb des Etabliſſements
war jeder frei, zu denken und zu tun, wie ihm dünkte. Hier
konnte es nicht, wie auf den Werken und in Zechen anderer
Reichen von Bilbao, vorkommen, daß Arbeiter wegen Leſens
gewiſſer Zeitungen oder wegen Beiwohnens an einer Ver-
ſammlung entlaſſen wurden. Don Fernando vermochte alles
bei Sanchez Morneta, und die Frömmigler der Direktion
konnten ihm nichts anhaben.

Tatſächlich war es ſo; Sanchez Morueta empfand zu dem
Ingenieur eine beinahe väterliche Zuneigung. Jn ihm ſah er
etwas von jenem Sohne, den er vergebens in den erſten
Jahren ſeiner Ehe erhofft hatte. Vor acht Jahren hatte der
junge Mann ſich eines Morgens bei ihm mit einem Empfeh-
lungsſchreiben eines Wasrider Freundes vorgeſtellt. Er hatte
ſoeben in Barcelona das Jngenieurdiplom erlangt. Er warunbemittelt und wollte eine Anſtellung haben, um ſeiner
Mutter und ſeinen Schweſtern, die von einer kargen Staats
penſion lebten, ein menſchenwürdiges Daſein zu verſchaffen.Sein Vater war Offizier geweſen; alle Männer aus ſeiner
Familie gehörten dem Militärſtande an. Jhm aber gefiel
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dieſer Beruf nicht; er glich ſeiner Mutter. Und Sanchez
Morueta erkannte durch einen Blick, den er auf ihn warf, daß
der Jüngling tatſächlich nichts Martialiſches an ſich hatte. Er
war ſchwächlich, ſeine Hände waren zart und weiß, ſeine Haut
hatte einen matten Glanz und eine blaß-bräunliche Färbung,
die großen Augen ſchauten ſanft darein, vielleicht zu ſanft für
einen Mann. Wenn er lächtelte, zeigte er zwei regelmäßigeReihen kleiner weißer Zähne. Nur der Schnurrbart, deſſen
Spitzen übermütig in die Höhe ſtarrten, war das einzige
phyſiſche Erbteil ſeiner kriegeriſchen Vorfahren.

Der Millionar fühlte ſich vom erſten Augenblicke ab zu dem
jungen Mann hingezogen. Vielleicht war es eine Wirkung
des Kontraſtes zwiſchen ſeinem ungeſchlachten Kämpenleih und
der Zierlichkeit jenes Meridionalen, der ſeine Tatkraft und
ſeine Lebhaftigkeit unter dem ſanften Aeußeren eines ſchnurr-
bärtigen Epheben verbarg. „Er kommt mir vor wie ein itg-
lieniſcher Tenoriſt“ ſagte der Millionär und er konnte
keiner Opernvorſtellung beiwohnen, ohne in den mit Biſter ge-
färbten Augen und nachläſſigen Bewegungen der Heldenſänger
verwandte Züge mit ſeinem Jngenieur zu finden.

Sanabre gewann ſich bald die Liebe ſeines
Dieſer wortkarge Mann wurde ſofort n dem jungen Jn-
genieur verſtanden. Oft. ehe er geſprochen, hatte Sanabre ihn
verſtanden und wußte Befehlen nachzukommen, die nicht in
Worten geäußert waren. Außerdem hatte der Jngenieur
eigene Anſichten, die er mit ſo zarter Diskretion mitteilte, daß
ſein Prinzipal ſie für die ſeinigen hielt.

Als Sanchez Morueta ihn anſtellte, waren die Hochöfen erſt
ſeit kurzer Zeit errichtet worden. Sanabre kam in das Bureau
der Jngenieure und Zeichner als einfache Hilfskraft unter den
Befehl eines Engländers, der die Hochofen gebaut hatte und
ein trefflicher Direktor war, bis gegen drei Uhr nachmittags,
von welchem Augenblicke ab der tagsüber reichlich getrunkene
Whisky ihn zu den größten Extravaganzen verleitete. Als der
Engländer in ſeine Heimat zurückkehrte, ſagte Sanchez
Morueta mit väterlichem Lächeln zu ſeinem Jngenieurchen:
„Junge, haſt du die Courage, um die ganze Geſchichte auf dich
zu nehmen Die Courage hatte er. Seitdem Sanabre an
der Leitung der Hochöfen ſtand, ging der Betrieb ausgezeichnet,
beſſer als früher. Beſonders die Konflikte zwiſchen der Ar-
beiterſchaft und der Verwaltung wurden viel ſeltener. Oft
war es ihm zu verdanken, daß heftige Proteſte und Ausſtände
vermieden wurden

Die Herren von der Verwaltung aus Uebereifer und auch
aus inſtinktiver Abneigung gegen die Arbeiter, die ohne Reli-
gion dahinlebten und immer von ihren Rechten ſprachen
erfanden jeden Augenblick neue Reglements, um die Löhne um
einige Centimos zu beſchneiden oder um die Arbeitszeit um
einige Minuten zu verlängern. Die Schützlinge Goicoecheas
nahmen den Mund voll, wenn es hieß, wie ſie ſagten, über die
Intereſſen des Hauſes zu wachen und jene freche und immer
anſpruchsvollere Kanaille im Zaume zu halten. Aber Sanabre
war da als Friedens ſtifter und Vermittler. Was lag einem
Kröſus wie Sanchez Moructa an einigen Peſetas? Wollte er
einer ſolchen Miſere wegen den Krieg erklären?

Der Millionär nahm ſtillſchweigend die Ratſchläge feines
Jngenieurs an, und der Konflikt war verhütet, während die

Prinzipals.

„Pfaffendiener der Direktion“ (ſo bezeichnete man ſie in den

Werkſtätten) mit heuchleriſchem Lächeln dem Jngenieur für
ſeine Vermittlung dankten.

Viele Arbeiter hatten eine gewiſſe Umwandlung in dem
Aeußern und in den Gewohnheiten des Jngenieurs gemerkt.
Er kleidete ſich mit größerer Eleganz, und die, welche gewöhnt
waren, ihn bei der Arbeit mit einer baskiſchen Mütze und dick-
ſohligen Schuhen zu ſehen, ohne daß er ſich um Kohlenſtaub
und Funken kümmerte, beunruhigten ſich jetzt liebevoll beim
Anblick der neuen Koſtüme und ſchönen Hüte, in Bilbao ge-
kauft, mit denen er unbeſorgt wie früher zwiſchen ſprühenden
Schmieden und Staubwolken hindurch ging. Seine hohen
Stehtragen, ſeine bunten Krawatten erregten die Aufmerkſam-
keit der mit dem Abladen der Kohlenwaggons beſchäftigten
Weiber, armer, durch die rauhe Arbeit und das Branntwein-
trinken abgemagerter Weſen, die ſtets irgendwie den Jngenieur
anzubetteln wußten. Kinder, wie hat der ſich auf einmal
verändert! ſagten ſie, das iſt nicht mehr unſer Don Fer-
nando; er ſieht ja aus, wie eines der Herrchen des Arenal.
Wer iſt wohl die Braut?

Jhr weiblicher Jnſtinkt erriet,
dieſer Umwandlung war.

Hie und da ſahen die Arbeiter ihn einen Wagen nach Portu-
galete nehmen; von da aus ging er über die ſchwebende Brücke
nach Las Arcnas. Wenn er zurückkam, trug er im Knopfloch
eine Blume, die er tagelang aufbewahrte, bis ſie ausgetrocknet
war. Diejenigen, die ſich wegen der täglichen Beziehungen zu
ihm einige Zutraulichkeit geſtatten durſten, lächelten, wenn ſie
die zärtlichen Blicke überraſchten, die er unwillkürlich auf die
in ſeinem Knopfloch ſteckende Blume warf, während er die Ar-
beit überwachte, und ſagten ſcherzend:

Wann iſt die Hochzeit, Don Fernando? Und er antwortete
mit einem Schmunzeln, als wollte er ſagen: „Meinetwegen
ſobald als möglich. Vor ſeinen Augen ſchwebte fortwährend
das Zauberbild eines Mädchens inmitten eines blühenden
Gartens.

An einem Sommernachmittag ſaß Sanabre eifrig mit
Schreiben beſchäftigt neben dem offenen Fenſter des Arbeits-
zimmers. Neben ihm arbeitete ein belgiſcher Jngenieur, ein
pausbäckiger, fahlblonder Jüngling, und im Nebenzimmer ar-
beiteten die Zeichner, von denen ab und zu einer hereinkam,um eine Frage zu ſtellen und ſich Weiſungen geben zu laſſen.

Sanabre war unruhig; er warf ſeinen Untergebenen oft
ängſtliche Blicke zu, und wenn er die Verſicherung gewann, daß
niemand ihn beobachtete, ſetzte er ſeine Schreiberei fort, wobei
er aber nicht, wie gewöhnlich, großes Konzeptpapier gebrauchte,
ſondern einen Brieſbogen, den er mit der Feder zu liebkoſen
ſchien und auf dem er bedächtig zierliche Buchſtaben nieder-
ſchrieb.

Er hatte bereits zwei Seiten beſchrieben, als jemand mit
ſeinem Stock heftig an die Tür des Zimmers klopfte, und eine
laute Stimme polterte in die beinahe klöſterliche Stille des
techniſchen Bureaus hinein:

Wo zum Kuckuck ſteckt der kleine Jngenieur?
Das erſte, was Sanabre ſah, als er die Augen aufſchlug, war

das Schimmern einer Brille, und als er den Doktor Areſti ge-
wahrte, erhoh er ſich ſogleich von ſeinem Stuhl unſchlüſſig und
verlegen, nicht wiſſend, ob er ihm entgegen gehen oder den
Brief verſtecken ſollte.

daß die Liebe die Urſache

(Foriſetzung folgt.)
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Jm Vorjahr erreichte die Mehreinnahme aus dieſen Quellen
eine Höhe von 227 Millionen Mark.

Von den Steuern und Gebühren brachten Mindereinnahmen
gegenüber dem Etatsanſchlag die Branntweinſteuer 8,0 Millio-
nen Mark, der Grundſtücksübertragungsſtempel 2,7 Millionen
Mark, die Erbſchaftsſteuer 2,2 Millionen Mark, die Tabakſteuer
1,5 Millionen Mark, die Schaumweinſteuer 0,7 Millionen Mark
und der Scheckſtempel 0,1 Millionen Mark. Erhebliche Ueber-
ſchüſſe kamen ein aus den Zöllen 27,7 Millionen Mark, der
Zigarrenſteuer 5,6 Millionen Mark, der Brauſteuer und Ueher-
gangsabgabe 5,5 Millionen Mark, der Zuckerſteuer 4,8 Millionen
Mark, der Leuchtmittelſteuer 2,8 Millionen Mark, der Zünd-
warenſteuer 2,6 Millionen Mark, dem Lotterielosſtempel 2,2
Millionen Mark, der Zuwachsſteuer 2,0 Millionen Mark, dem
Spielkartenſtempel 2,0 Millionen Mark, der Salzſteuer 1,0
Millionen Mark und dem Wechſelſtempel 1,5 Millionen Mark.
Alle übrigen Steuern und Gebühren haben einen geringeren
Ueberſchuß als 1,5 Millionen Mark gebracht oder den Etats-
anſchlag auch nur erreicht.

Wozu das „Vaterland“ Soldaten braucht.
Dem Vorwärts wird berichtet: Am vergangenen Sonntag

fand in Erfurt ein von den Regimentern der Garniſon
Erfurt, dem Erfurter Reiterverein (einer Privat-
vereinigung), veranſtaltetes Reiterfeſt ſtatt. Aus dem Be-
richt eines bürgerlichen, ſehr rüſtungsbegeiſterten Blattes iſt
nun zu entnehmen, daß Soldaten den innerhalb der
Kavalleriekaſerne belegenen Feſtplatz zu einem „herrlichen
Bilde“ hergerichtet hatten, die zweitauſend Perſonen
faſſenden Tribünen wurden vonden Soldaten
der Regimenter erbaut, auch ein Fürſtenzelt für
hohe und höchſte Herrſchaften wurde errichtet. Ferner haben
ganze Gruppen von Soldaten und Unteroffiz ieren
bei dem Feſte aktiv mitgewirkt als Turner an Geräten
und auf Pferden, es wurden Pyramiden gebaut und ein
„Jndianerleben im Urwalde“ vorgeführt. Von
Unteroffizieren des Erfurter Artillerieregiments wurde eine
Quadrille mit Geſchützen gefahren; die „in hoher
Vollendung ausgeführten ſchwierigſten Evolutionen auf klein-
ſtem Raum in flotteſten Gangarten riefen ſtarken Beifall her-
vor“, heißt es in dem Bericht. Weiter wurde noch ein
Manöverball mit zwei Maſchinengewehren
(von der Erfurter Maſchinengewehrabteilung) vorgeführt.

Man bedenke, welche Unſumme von Zeit die Bauten
und die Vorbereitungen und Uebungen zu dem Reiterfeſte (es
fand außerdem am Sonnabend vorher eine Generalpro be
und am Dienstag eine Wiederholung des Reiterfeſtes
ſtatt) den Soldaten und Vorgeſetzten gekoſtet hat. Dem Be
ſtreben nach Verkürzung der Dien ſt zeit ſetzt die
Militärverwaltung den hartnäckigſten Widerſtand entgegen;
aber zu einem Vergnügen für zahlungsfähige Herrſchaften
können maſſenhaft Soldaten ihrem alleinigen Zweck, der kriegs-
mäßigen Ausbildung, tage-, vielleicht wochenlang entzogen
werden. Das ſchadet anſcheinend nichts.

Deutſches Reich.
Die mecklenburgiſche Verfaſſungskomödie. Die Ver-

faſſungspläne der ſind von der er wiederzertrümmert worden. Für den Freitag war der Landtag noch
einmal zuſammenberufen worden, um die Regierungserklärung
um jetzigen Stand der Verfaſſungsfrage entgegenzunehmen.
nlängſt hatte ein Miniſter mit der Okktroyierung einer Ver-

faſſung gedroht. Optimiſten ſahen daher dieſer Sitzung des
Landtages mit Spannung entgegen, weil ſie hofften, daß es
mit der Oktroyierung Ernſt werden würde. Sie haben ſich in
ihren Erwartungen ſehr getäuſcht. Der Regierungsvertreter
verlas einen Regierungserlaß, in dem der Großherzog zu-
nächſt ſeiner lebhaften Befriedigung Ausdruck gibt, daß in
einigen Fragen der Landtag der Verfaſſungsvorlage der Regie-
rung ſeine Zuſtimmung gegeben habe. Andererſeits freilich
hätten die Stände Beſchlüſſe gefaßt, denen der Großherzog
teils aus ſachlichen Bedenken, teils wegen der mangelnden
Einigung der beiden Stände nicht zuſtimmen könne. Dieſe
Beſchlüſſe forderten eine neue, eingehende Prüfung, und des-
halb ſei der Landtag bis zum Herbſt zu vertagen.

Die Verfaſſungskomödie iſt alſo wieder einmal aus und ſie
hat geendet mit einem glatten Sieg der Junker, die ſich
durch ein derartiges Verhalten der Regierung natürlich nicht
bewogen fühlen werden, etwa im Herbſt oder ſpäter der Ein-
führung einer Verfaſſung freundlicher entgegenzukommen.

Die Reichstagsnachwahl in Jüterbog-Luckenwalde. Die
Kandidatur des konſervativen Tiſchlermeiſters Pauli ſpukt
noch immer zum großen Verdruß der Freikonſervativen, deren
Ausſichten natürlich dadurch weſentlich herabgemindert wurden.

Die konſervative rn s Pauli ſchonzum Verzicht zu bewegen. Wie die Poſt mitteilt, hat Pauli
auch auf dem Bureau des deutſchkonſervativen Hauptvereins
unter Zeugen erklärt, daß er in dieſem Kreiſe bei der Erſatz
wahl nicht kandidieren wolle, da der bisherige Vertreter von
Oertzen von der Mehrheit der Vertrauensmänner wieder auf-
geſtellt worden ſei. Aber es ſcheint, daß man dieſer Erklärung
nicht recht traut. Jedenfalls kommen immer beſtimmtere Nach-
richten aus dem Kreiſe, daß die Anhänger der Kandidatur
Pauli an ihrem Sondervorgehen feſthalten wollen. Da die
Wahl bereits in vier Wochen ſtattfindet und die Wahlagita-
tion bald lebhafter einſetzen muß, wird ſich ja bald heraus-
ſtellen, ob Pauli tatſächlich Verzicht leiſtet oder dem Konſer-
vativen v. Oertzen Konkurrenz macht.

Das Großblockabkommen in Baden ſoll jetzt ſo abge-
ſchloſſen werden, daß „im allgemeinen“ die Parteien im erſtenWahlgang ſelbſtändig vorgehen. „Nur“ für fünf Wahlkreiſe,
die bisher ſozialdemotratiſch vertreten waren, und die das
Zentrum den bürgerlichen Parteien zuſchanzen mwochte, um die
ſozialdemokratiſchen Wähler gegen ein eventl. Stichwahl Ab-
kommen mit den Liberalen in Harniſch zu bringen, iſt ein Ab-
kommen für den erſten Wahlgang getroffen. Nach dieſem
ſtellen die Fortſchrittler ſowohl wie die Liberalen in dieſen
Kreiſen Kandidaten auf, ſo daß auf alle Fälle, mag das Zen
trum ſeine Wähler abkommandieren, wie es will, die Ent
ſcheidung erſt im zweiten Wahlgang fällt. Der ſogen. „Pforz-
heimerei“ wäre damit ein Riegel vorgeſchoben. Die Wahi-
kreiſe, um die es ſich hierbei handelt, ſind LahrStadt, Heidel-
bergEberbach, Heidelberg-Wiesbach, Schwetzingen und Mann-
heim-Land. Wenn die liberalen Parteien das Abkommen
halten, ſo dürften dieſe Kreiſe in der Stichwahl wiederum
unſerer Partei zufallen.

Am 21. und 22. Juni werden Parteitage aller drei in
Frage kommenden Parteien zu dieſem Abkommen Stellung
nehmen und es vermutlich billigen.

Die Welfen wollen ihren eigenen König. Jn Hannover
fand am Freitag abend eine welfiſche Proteſtverſamm-
lung ſtatt, in der der Redakteur des Welfenblattes erklärte,
die Welfen würden die Erklärung der Nordd. Allgem. Ztg.
nicht tragiſch nehmen. Auch nach der Thronbeſteigung des
Prinzen Ernſt Auguſt in Braunſchweig würde die welfiſche
Frage in der Provinz Hannover weiter beſtehen. Die Welfen
gäben den Kampf nicht eher auf, bis das Königreich Hannvoer
auf friedlichem Wege wieder hergeſtellt ſei. Jm übrigen werde
in nächſter Zeit von Gmunder Seite eine Erklärung zur han
noverſchen und braunſchweigiſchen Frage erfolgen. Der
Kampf der Welfen wird auch durch die heftigſten Beteuerungen
nicht ausſichtsreicherl

den Auftrag angenomen.

Ein militariſches Schreckensurtein fällte das Marine
kriegsgericht des zweiten Geſchwaders in Kiel. Es verurteilte
die Matroſen Jakuttis und Grötſch vom kleinen Kreuzer
Pfeil wegen militäriſchen Aufruhrs und Hausfriedensbruchszu fünf Jahren einen Monat bezw. fünf Jahren zwei Wochen

Zuchthaus und Entfernung aus der Marine.
Die Urſache zu der Anklage gegen die beiden Matroſen gaben

einige in der Trunkenheit gegen einen Bootsmannsmaaten
verübte Exzeſſe. Als ſie am Abend des 13. April ein Lokal
verließen, begegneten ſie dem Bootsmannsmaat Bajor, den
ſie erſt anrempelten, und als dieſer ſich das verbat, verprügel-
ten. Als der Bootsmannsmaat ſich zwei Matroſen zu Hilfe
geholt hatte, wurde er wieder verprügelt. Schließlich folgten
die Angeklagten dem Maaten noch in ein Lokal. Von einer
Patrouille wurden ſie dann zur Wache gebracht. Wegen dieſer
Vorgänge erhielten die beiden ſo harte Strafe. Wieviel
Rekruten muß ein Vorgeſetzter wohl erſt zum Krüppel ſchlagen,
ehe er eine ſolche Strafe erhält?

Frankreich.
Der Kampf um die Heeresvorlage. Aus Paris wird uns

geſchrieben: Es geht jetzt merkwürdig zu in der franzöſiſchen
Deputiertenkammer. Gewöhnlich, wenn eine Militär-
vorlage diskutiert wird, geht es ziemlich friedlich her. Es
herrſcht ſozuſagen eine miniſterielle Schonzeit. Die ſoziali-
ſtiſche Oppoſition verhallt und die bürgerlichen Oppoſitions-
redner beſchränken ſich auf eine Detailkritik, die dem Ganzen
zuſtimmt.

Diesmal iſt das anders. Freilich hat wohl noch nie eine
Militärvorlage eine ſo tiefgehende und allgemeine Bewegung
im Lande ausgelöſt, wie dieſe. Die Kammer iſt ſozuſagen in
zwei ungleiche Hälften geſpalten. Die kleinere Hälfte links,
die etwa 240 Abgeordnete umfaßt, die größere Hälfte rechts,
die 280 Köpfe zählen mag. Dazwiſchen ſteckt ein Keil von 60
bis 80 Radikalen, die den Ausſchlag geben werden und die ſich
bisher meiſt in der Reſerve halten. Ob die zweijährige Dienſt-
zeit aufrecht erhalten wird, ſcheint gegenwärtig zweifelhaft.
Weniger zweifelhaft ſcheint die Ablehnung der dreijährigen
Dienſtzeit. Wahrſcheinlich iſt ein vermittelnder Beſchluß. Doch
läßt ſich heute mit einiger Beſtimmtheit das Endergebnis der
kaum begonnenen Diskuſſion nicht vorausſehen. Feſtſtellen
müſſen wir jedoch, daß kein einziger der drei Redner, die bis-
her die Regierungsvorlage verteidigten, für die volle dreijäh-
rige Dienſtzeit eingetreten iſt.

Jn dieſer Unſicherheit verſuchen die Gegner der Regierungs-
vorlage die Entſcheidung dadurch zu beeinfluſſen, daß ſie die
Stellung der Regierung unterminieren. Viel gehört dazu frei-
lich nicht. Das iſt die Urſache der zahlreichen Jnterpellationen,
die die Diskuſſion der Militärvorlage würzen, ohne ſie gerade
zu kürzen. Es iſt müßig, dieſe Jnterpellationen nach ihrem ſach-
lichen Jnhalt zu unterſuchen. Polizeiliche Uebergriffe, ein-
ſeitige Regierungsmaßnahmen, die ſonſt die Radikalen kalt
laſſen, werden jetzt an das Licht der Parlamentstribüne ge-
zogen. Das Ergebnis iſt immer das gleiche. Die Regierung
weicht einer Niederlage aus, ſei es, daß ſie ſich mit der „ein-
fachen“ Tagesordnung begnügt, ſei es, daß ſie die von den Oppo-
nenten vorgeſchlagene Tagesordnung annimmt. Freilich kann
man nicht ſagen, daß dadurch ihr Preſtige gerade gewinnt

Eine antimilitariſtiſche Demonſtration führte in Rennes
zu einem Zuſammenſtoß mit der Polizei. Die Arbeitsbörſe
hatte an die Arbeiterſchaft die Aufforderung gerichtet, gegen
die großen Zapfenſtreiche zu demonſtrieren. Jnfolgedeſſen hatte
man die Renner Polizei durch 50 Gendarmen aus der Um-
gegend verſtärkt. Sobald jedoch das Militär auf dem Markt-
platze auseinanderging, ſtimmten die Sozialiſten die Jnter-
nationale an. Nun entſtand eine große Schlägerei. Die Polizei
ſchritt ein und nahm 20 Verhaftungen vor. Viele Per-
ſonen erlitten Verletzungen.

Norwegen.
Die demokratiſche Entwicklung macht gute Fortſchritte. Eben

iſt man dabei, das Ordensweſen abzuſchaffen, dem-
nächſt ſoll eine Vorlage dem Storthing unterbreitet werden,
wonach die Unterſchrift des Königs unter den Geſetzen und
Vorlagen wegfällt, die dann nur die Unterſchrift verantwort-
licher Miniſter tragen, und demnächſt ſoll beſchloſſen werden,
die Thronrede bei Eröffnung und Schluß des Parlaments weg-
fallen zu laſſen. Und der norwegiſche Staat wird trotzdem
beſtehen bleiben!

Oeſterreich-Angarn.
Der Gewaltgraf Tisza Miniſterpräſident! Das Unglaub-

liche iſt Ereignis geworden: Der Schreckensgraf Tisza iſt
ungariſcher Miniſterpräſident. Franz Joſeph hat am Sonn-
abend Tisza mit der Kabinettsbildung betraut und dieſer hat

Tisza will die Mitglieder des
früheren Kabinetts Lukacz wieder in ſein Miniſterium auf
nehmen.

Die Ernennung des Grafen Tisza zum Miniſterpräſidenten
iſt eine unerhörte Provokation der ungariſchen Bevölkerung,
die nunmehr ſeit über Jahresfriſt einen erbitterten Kampf
gegen die Clique um Tisza und Lukacz führt. Es iſt mit
Sicherheit zu erwarten, daß die Konflikte jetzt ſich noch ver-
ſchärfen. Von einer ordnungsmäßigen Arbeit des Parla-
ments kann gar keine Rede ſein.

Tisza hat ſchon ſein Regierungsprogramm bekannt gegeben:
Er will angeblich den „Frieden“ mit der Oppoſition ſuchen, ſo-
gar manches Opfer möchte er für den Friedensſchluß bringen.
Aber wenn der Frieden nicht zuſtande käme, dann wolle er ein
Geſetz einbringen, wonach Abgeordnete, die ſich trotz Aufforde-
rung des Präſidenten den parlamentariſchen Arbeiten fern-
halten, ihres Mandats verluſti g erklärt und auch bei künf-
tigen Wahlen nicht wiedergewählt werden können.

Man wird ja ſehen, ob er ein ſolches Geſetz durch bekommt
und die Oppoſition damit unterkriegt die ungariſche Ar-
beiterſchaft wird auch mit einem Tisza fertig werden.

Rußland
Ein Notſchrei aus der zariſchen Baſtille. Das ſozialrevo

lutionäre Organ Snamja Truda veröffentlicht folgende Einzel
heiten aus dem Leben der politiſchen Gefangenen in der be
rüchtigten Schlüſſelburger Feſtung: Von den Teilnehmern
des vorjährigen Proteſtes in dieſem Kerker, die mit 3041
Tagen Karzer beſtraft wurden, ſind bis zum März dieſes
Jahres geſtorben: Skorodumow, Torioſchwili, Sapoſhnikow,
Kuraſhew, Lucno und andere, deren Namen vorläufig unbe
kannt ſind. Zahlreiche andere Gefangene ſind an der Schwind
ſucht erkrankt; bekannt ſind vorläufig 24 ſolche Fälle. Jn den
Karzern finden folgende Szenen ſtatt: der Gefangene Kurg-
ſhew wird mißhandelt; auf die Forderung der anderen Ge-
fangenen ſetzt der Chef Agafonow ein Protokoll auf, das er
dem Mißhandelten zum Unterſchreiben überreicht; dieſer
unterſchreibt, ohne den Jnhalt kennen zu lernen, und erſt
ſpäter ſtellt ſich heraus, daß der Sachverhalt im Protokoll voll
kommen gefälſcht iſt. Der Gefangene Lazki iſt im Karzer er
krankt und kann beim Appell nicht aufftehen; darauf ze r

man ihn in Anweſenyei des Direktorsgehilfen Rubis in die
Höhe und ſchleudert ihn auf den Fußboden; mit blutigem
Kopfe, an allen Gliedern wund, bleibt der Gefangene im
Karzer liegen. Der Gefangene Joſſi, der ſich beim Appell im
Karzer nicht erhob, wird gleichfalls auf den Fußboden ge-
ſchleudert und von dem Oberaufſeher Adelberg mit Füßen
getreten. Dieſe Beiſpiele geben nur einen kleinen Ausſchnitt
aus dem Leben der politiſchen Gefangenen in dieſer Marter-
höhle des Zarismus. Hunger, Krankheiten, Mißhandlungen,
Roheiten ohne Ende das iſt das Schickſal der endloſen Zahl
der politiſchen Gefangenen, die in den ruſſiſchen Kerkern dahin-
ſiechen.
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Zur Jlluſtration der oben gekennzeichneten Zuſtände ſeiten
nachſtehend einige Daten aus dem Bericht der Budgetkom-
miſſion zum Gefängnisetat angeführt: zum 1. Januar 1913
belief ſich die tägliche Durchſchnittszahl der Gefangenen in
allen Gefängniſſen auf 190000, für die nur zirka 140 000
Plätze vorhanden ſind. Die erſchreckenden Geſundheitszuſtände
in den Kerkern werden natürlich von amtlicher Seite ver
ſchleiert. Dennoch ſieht ſich auch die Regierung zu dem Ge-
ſtändnis gezwungen, daß die Zahl der Lungenſchwindſüchtigen
von 1646 im Jahre 1910 auf 2530 im Jahre 1912 geſtiegen iſt.
Dieſe Zahlen beziehen ſich allerdings nur auf die Lungen
kranken, die in den Gefängnisſpitälern behandelt werden. Die
übergroße Mehrheit der Tuberkuloſen ſiecht ohne jede
lung in den gemeinſchaftlichen Zellen und in den Karzern
dahin.

China.
Kaiſer der Mongolei? Nach einem Telegramm aus Muk-

den hat der Hutuchtu in Urga den Kaiſertitel ange
nommen, ein Kabinett gebildet und eine Armee von
200 000 Mannorganiſiert, in die viele ruſſiſche Offi-
ziere eingetreten ſind.

Aus der Partei.
Ein unzuläſſiges Verfahren.

Von einigen Parteigenoſſen iſt in jüngſter Zeit ein Rund-
ſchreiben verbreitet worden, durch das für ausländiſche Ge-
noſſen Hilfe erbeten wird. So wenig auch die guten Abſichten
verkannt werden ſolben, von denen die betreffenden Genoſſen
ſich haben leiten laſſen, ſo muß doch entſchieden gegen ihr Vor-
gehen Einſpruch erhoben werden. Wird in ähnlichen Fällen
die Hilfe der Partei notwendig, dann iſt es Aufgabe des Par-
teivorſtandes, einzugreifen. Private Rundſchreiben, wie das
erwähnte, bitten wir unbeachtet zu laſſen.

Berlin, den 7. Juni 1913. Der Parteivorſtand.
Der Wahlverein für Teltow-Beeskow-Starkow-Charlottenburg
hat ſeinen Geſchäftsbericht veröffentlicht. Die Mitgliederzahl
iſt um 368 auf 33 253 geſtiegen. Der Wahlkreis umfaßt
13 Städte, 259 Dörfer und 231 Gutsbezirke. Die Wahlkreis-
organiſation ſetzt ſich aus 52 Bezirksvereinen zuſammen,
43 Bezirksvereine haben insgeſamt 6693 weibliche Mitglieder,
nur in 9 Vereinen iſt es nicht gelungen, weibliche Mitglieder
zu gewinnen. Die Fluktuation hat ſich auch in der Berichtszeit
nicht weſentlich vermindert: 2346 Mitglieder ſind verzogen, und
3211 mußten wegen reſtierender Beiträge geſtrichen werden.
Aufgenommen und zugezogen ſind 5992. Die Parteipreſſe hat
39 956 Abonnenten im Kreiſe. Jn ſieben Städte ſind 82 ſozial-
demokratiſche Stadtverordnete, in 52 Landgemeinden 151 Ge
meindevertreter. Aus dem Bericht des Kreisbildungsausſchuſſes
iſt zu entnehmen, daß in 33 Orten 26 Bildungsausſchüſſe be-
ſtehen. Es haben 23 Kurſe mit 100 Vorträgen in 18 Orten
ſtattgefunden, an denen ſich 2134 Genoſſen beteiligten. Jn
20 Orten wurden 26 wiſſenſchaftliche Einzelvorträge abgehalten.
Die Kreisorganiſation hat ſich für ihre Bildungszwecke einen
eigenen Lichtbilderaparat beſchafft, der den Orten gegen eine
geringe Leihgebühr zur Verfügung geſtellt wird. Führungen
durch Muſeen, Jugendſchriftenr Ausſtellungen und verſchiedene
künſtleriſche Veranſtaltungen wurden ausgeführt. Die ört-
lichen Bibliotheken haben insgeſamt einen Bücherbeſtand von
15 143 Baänden.

Ein Volkshaus für Königsberg i. Pr.
Ein ſeit Jahren erſehntes Ziel der Königsberger organnr-

ſierten Arbeiterſchaft ſoll nunmehr verwirklicht werden. Die
Volkshausgeſellſchaft hat ein großes Grundſtück mit Garten am
Schloßteich, der ſchönſten Stelle Königsbergs, erworben. Hier
ſoll ein großes Gebäude für die Bureaus der Gewerkſchaften
und für eine moderne Druckerei, ſowie ein Saal für 1800 Per-
ſonen errichtet werden.

CBehand

Warten Sie nicht bis Jhr Kind krank wird und Sie ſich ſagen
müſſen Hätte ich meinen kleinen Liebling doch beizeiten mit Neſtle's
Kindermehl genährt. Jn allen Apotheken und Drogerien erhältlich
zu Mk. 1.40 Doſe und Mk. 0.75 Doſe. Reſtle's Kindermehl,
G. m. b. H., Berlin W. 57, verſendet auf Wunſch an jedermann
eine Probedoſe gratis und franko.
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Frauen
brauchen bei Störung. u. Unre zu
p ſow. Wei fluß nur
ſchädli duunſchä6.00 s ſow. vgie

r. darf rz br Conrad nes
Halle (Saale), Graſeweg 32, p. I.Hamendedienung. Rückporto.

Kaxkaos,
gar. rein, in nur hhervorragender Ware

zu haben bei
Carl Booc

Regulärer Preis 5.
Breitestr. 1,

9 Marktplatz im
Turm, Leipzigerstr. 61-62. 1513

Regulärer Preis 6.75

ſchreibt nach Gebrauch von Ober
meyer's Pgdizingi erbaSeife
Herr W. i. „Das Hautjuckenwar nach 8 T cagin vollſtändig ver-
ſchwunden“. ermeyer's Medigzi-nal Herba Selfe hat ſich ſeither bei

Hautunreinigkeiten,
usſchlägen und dergl. ſtets vor-

züglich bewährt, was tauſende von
Anerkennungen beſtätigen. *808

r HerbaSeife- à Stück50 Pf., 30ſtärkeres Präp. M. 1zu hab. in all. Apoth. Drog. Periüm.

Regulärer Preis 6.75

und Batist-Fagonné
Regulärer Preis 8.25

Regulärer Preis 5.50

mit festen Manschetten,
Rips- Fagonné

Regulörer Preis 8.25Merseburg.

Farbige Oberhemden
mit festen Manschetten aus Prima Perkal

Farbige Oberhemden
mit ſesten Manschetten aus bestem Perkal

Farbige Oberhemdenmit festen Manschetten aus feinstem Batist 6*

jetzt

Weisse Oberhemden
ohne Manschetten in Satin und Rips

Weisse Oberhemden 25in Satin, Rips und t 6
jetz

Enorm billiger Verkauf
Soweit Vorrat. Herr S n-Wäsche,. Soweit Vorrat.
Farbige Oberhemden

mit festen Manschetten aus gutem Perkal- u S
jetzt 450

n S
gute Qualität

jetzt 4

120 cm lang

Farbige Garnituren 7 5
Goryiton u re gutem Perkal pt.

Farbige Garnituren(Serviteur u. Manschetten) aus prima Perkal 95 Pt

Regulärer Preis 1.30 jetzt
Farbige Garnituren

(Serviteur u. Manschetten) aus prima Waschseide
Regulärer Preis 2.50 jetzt

Weisse Serviteurs
Regulärer Preis 80 Pf. jetzt

Herren -Nachthemden
aus kräftig. Elsäeser Hemdentuch m. waschechtem
Bordenbesatz in solider Verarbeitung, 110 cm lang.

Regulärer Preis 3.25 jetzt
Herren-Nachthemden

aus Pa. Elsäeser Renforeé od. Cretonne, Geishaform
od. Umlegekragen, m. waschecht. Börtehen besetzt,

Regulärer Preis 4.25 jetzt
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rau P. Rrune, Oberhauſen
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Der Verloren I 1520
am Sonnabend mittag eine gold.55

amenuhr mit Kette, zwiſchen der
60 röllwitzer Brücke u. der ſchwarzen

Brücke a. d. S. Arte .Belohn.
bei Bahr, Bismar 2, ptr. r.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2), 7. Juni.
Aufgeboten: Arbeiter Tinlel u.

Marie Thiele (Ranniſcheſtraße 8
und Neue Promenade 10). Buch

Hans Käther,
*668 Markt 20.

Spiel waren.
Geschenkartikel,

Glaswaren,
Reise-Andenken,

verschiedene moderne Formen

5 cm, 6 cm, 7 em hoch

v Grosse Posten k r 4 g e n
35,, 95,,jetzt Stück

Ruecksäeceke,
Vereinsartikel.

Bekannt billige Preise.

aſchgefä äße. iligt
Kl5 Zander, Frage

Mitglied d. Rabatt-Spar-Vereins.

Trotz der billigen Preise 59/0 Rabatt in Marken.

und
orſt von Carlsburg und Lotte
öſt (Bremen und Dorotheen-

ſtraße 18).
Arbeiter Kuhne S.

Grosse Ulrichstrasse 22/24.

händler Holm und M. Banda
(Halle und Dresden). Puchvagher

Hinkelmann und igalle und Dresden). Telephoniſt
ildner u. M. Meier (Dresden).

Eheſchließun ne Parhkettiſchler
Dietri T Germer (Frieſen-

Seeben). KaufmannVakt und MWargarete n
e rge traße 160 u. obſtraße 25). Fleiſcher Reinicke und
Roſalia Franke (Mühlgaſſe 7
Lettin). utsbeſitzer Löhne und
Alma Zimmermann n r

ren orh Schiffsoffizier

(Torſtraße 24).
g Seſtor gen Metallpräger Kluge

Mon. (Hüttenſtraße 2b).Rächtwächter Diem aus Löpitz,

Nordsee
9

Schellfisch r Sor
Kaheljau ohne Kopf

Karhonaden Pfund nur 27 Pf.

Heilbutt2 bis 4pfündig Pfund nur 50 Pf.

Alle anderen Seeftsche ebenfalls bilgst.

Pfund nur 18 Pf.

Pfund nur 20 Pf.

Jn den Monaten Februar und März ſind in Preußen
die Steuer-Einſchätzungen verſandt worden.

Der
,Füdrer durch das preusgicche kintommensteuer-

Preis 30 Pfg. bezetr, Preis 30 Pfg.,

iſt ein guter Ratgeber in allen Steuerfragen. Beſonders
auch durch die Hinweiſe, wie man Reklamationen zweck-
mäßig betreibt.

Das ſehr wichtige Buch iſt durch alle Austräger und
Filial-Expeditionen des Volksblattes zu beziehen oder auchdirekt per Poſt gegen Einſendung von 35 9 inkl. Porto

ren er Volks-Buchhandlung Halle a. S., Han

e 29 J. (Klinik). Kaufmanns Ankewitz T., 10 Mon. (Marienſtr. 8).
Arbeiters Somiesky Ehefrau Lina
geb. Fiſcher, 29 J. (Schmiedſtr. 33).Halle roing Halle-Nord non 82)

Juni.

(eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht). Aufgeboten Hutebeſi er Wert
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189222 97 I89222 97 275 änts on alghriges treues Mite e er DrMitgliederbewegung. Hängematten 600 425 MullMitgliederzahl am 1. er 1912. 1077 ormann r

Am Schluſſe des Geſchäftsjahres ſind ausgeſchieden s 809 Die Ortverwaltung.
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Der Vorſtand itghie s den reichen lumenſchmuErnſt Beige. Arthur Weber. Hermann Dobſchall. [1518 n Cuniſenen des g.
r r Porgen u tod Dienetas ſchlägersW Staunend piiig, dienstas d n Iſt Zigeet Bergnerin der Achtung Steuerzahler. Achtung Große Goſenſtratze 38. erzlichſten Dank. Beſonderen

F ch lachte Feſt.
mar ſelber

ank den Herren Vergrchten
u. Arbeitskollegen der in
Fabrik für die hilfreiche Unter
ben und Teilnahme beiwer Verluſt. Dank

r Dienstag WO.

abrikarbeiterVerund n
man ür gee troſt

rab unSa ulfugend.

Wil e d. J
Ernst Haeckol

Volksausgabe. Preis 1 M.
empfiehlt

Volksbuchhendlang Sole a. S

Täglich friſche

d Räucherwaren
1526 aus eigener Räucherei.

Sämtliche Parteischriften von

Kraftfahrzeugen
Fahrzeugen während deren Benutzung öffnen und hierdurch
ungemein beläſtigendes Geräuſch hervorrufen.
auf S 1 Abſ. 3 der Bundesratsverordnung, betr. den
mit Kraftfahrzeugen, vom 8. Februar 1910, wird hiermit fürjeden Fall der Zuwiderhandlung ſtrenge Beſtrafung angedroht.

Warnung.
Es iſt wiederholt feſtgeſtellt worden, da

etwa vorhandene Auspuffklappen

Halle, den 4. Juni 10913.
Die Polizeiverwaltung.

die Führer von
an den

Unter i
erkehr

Zurückgekehrt vom re ges ſo plötzlich verſtorbenen,
lieben Frau, unſerer lieben Mama, unſerer guten Tochter,Swwiegrtkeochter, Schweſter, Schwägerin und Tante

Linn Somies Ki Fiseher,ſage ich allen hiermit meinen herzlichſten Dank für die vielen
Kranzſpenden, z allen denfeni die ihr t letzte c
eben haben. Herzlichſten Dan Paſtor Faßmer fürJ an orte am owie du Ar eifern und

eiterinnen der ZuckerRaffinerie für gufgrigndt Liebe,z vet mir erwieſen haben, ſowie dem Z.-Verein.
Der tieftrauernde Gatte Joseph e nebſt Kindern.

Wenn mich meine Kleinen fragen:
Wo iſt unſer
Traurig muß i en ſagen,Wir ſtehen auf 4 Welt allein!

„Ruhe ſanft
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 133 Halle (Saale), Dienstag den 10. Juni 1913 24. Jahrg.

Die Situation auf dem Balkan.
Jn unterrichteten Kreiſen“ in Wien wird der Stand der

ſerbiſch- bulgariſchen Frage als unverändert be-
zeichnet. Man kann heute ſogar ſagen, daß in Belgrad eine
ruhigere Auffaſſung der Lage Platz gegriffen hat. Die hoff-
nungsvolle Stimmung hat ſich allerdings noch nicht zu der
Ueberzeugung durchgerungen, daß durch die Zuſammenkunft
der vier Balkan Miniſterpräſidenten in Saloniki eine Löſung
der ſtrittigen Grenzfrage herbeigeführt wird.

Die Zuſammenkunft der vier Miniſterpräſidenten
der Verbündeten iſt verſchoben worden und wird erſt ſtatt
ſinden, wenn das neue bulgariſche Kabinett gebildet ſein wird.

Die bulgariſche Regierung ſtellte in Belgrad und Athen das
Erſuchen, Sorge zu tragen, daß weitere Zuſammenſtöße der
Truppen vermieden werden. Nach einer Meldung aus Salo-
niki haben vier bulgariſche Jnfanterieregimenter die
Stellungen am Pangaecon beſetzt, die Elevthera beherrſchen.

Die bulgariſche Miniſterkriſe.
Sofia, 9. Juni. Es gilt als ſicher, daß Dr. Danew mit

der Bildung des Kabinetts betraut wird, und daß dem
Kabinett kein Führer der Oppoſition angehören wird.

Wie aus „eingeweihten Kreiſen“ verſichert wird, ſtößt die
Löſung der Kabinettskriſe beſonders wegen der Frage der aus-
wärtigen Politik auf große Schwierigkeiten. Jnsbeſondere will
die Regierung die Antwort aus Petersburg abwarten, ob Ruß-
land Serbien zur Einhaltung des Vertrages und zur Räumung
der unbeſtrittenen Gebiete ſüdlich von der ſtrittigen Zone ver-
anlaſſen wolle.

Der Konflikt mit Serbien.
Sofia, 9. Juni. Nach Mitteilung von „zuſtändiger Stelle“

iſt die Antwort auf die Forderung Serbiens auf Reviſion des
Bündnisvertrages bereits fertiggeſtellt. Der heutige Miniſter-
rat ſoll über die Antwort beſchließen. Ueber ihren Jnhalt ver-
lautet, daß eine Reviſion entſchieden abgelehnt und die Er-

füllung des Vertrages verlangt wird.
Albaniſcher Proteſt.

Wien, 8. Juni. Aus Valona wird gemeldet: Geſtern
ſand hier eine von etwa 5000 Perſonen beſuchte Verſammlung
ſtatt, die hauptſächlich aus Südalbaneſen beſtand. Die Ver-
ſammlung proteſtierte entſchieden gegen die Einverleibung von
90 000 Einwohnern albaneſiſcher Nationalität an der ſüd-
albaneſiſchen Grenze an Griechenland und ſandte dieſen Proteſt
an die Londoner BVotſchafterkonferenzz.

Gewerkſchaftliches.
Der Stettiner Mörder in Freiheit!

Das ſicher Unglaubliche iſt Tatſache: der Streikbrecher
Brandenburg, der in Frauendorf bei Stettin
den ſtreikenden Arbeiter Küll kaltblütig er mordete, befindet
ſich wieder auf freiem Fuße und ſoll ſich bereits auf und
davon gemacht haben. Das iſt wirklich das höchſte, was
mordende Streikbrecher in Preußen- Deutſchland an liebevoller
Rückſicht von den Behörden fordern können. Jnnerhalb eines
halben Tages genau ſo lange befand ſich der Mörder in
Haft! hat man alſo bei ihm Schuld oder Unſchuld feſtzu-
ſtellen vermögen. Dabei beſteht die Tatſache, daß die näch-

ſtew Tatzeugen, die Arbeiter Engelke, Vater
und Sohn, bis jetzt noch nicht vom Unter-
ſuchungsrichter vernommen wurdenl!

Und angeſichts aller dieſer merkwürdigen Umſtände, die den
ganzen Fall in einem überaus eigenartigen Lichte erſcheinen
laſſen, bringt es die Scharfmacherpreſſe fertig, aus ihm neues
Kapital für ein Arbeitswilligenſchutzgeſetz ſchlagen zu wollen.

Die Nordd. Allgem. Zeitung, das Kanzzlerblatt,
nimmt in der Ausgabe vom Sonnabend abend Stellung zu dem
gemeinen Mord und nennt ihn einen „bedauerlichen Vorfall“.
Zur Entſchuldigung der Tat führt das Blatt ein langatmiges
Lamento über den Terrorismus der Gewerkſchaften“. Vor-
ſichtig wird allerdings am Schluß des längeren Artikels geſagt:
„Sollte es ſich im Stettiner Falle zeigen, daß der Arbeits-
willige ohne dringende Gefahr für Leib und Leben, alſo nicht
in der Notwehr zum Meſſer gegriffen hat, ſo würde ſein Ver-
halten gerade von denjenigen als verwerflich angeſehen wer-
den, die den Terrorismus der von der Sozialdemokratie irre-
geleiteten Arbeiter entſchieden bekämpfen.“

Anders die konſervative Poſt. Das Scharfmacherblatt
ſchreit wieder nach Ausnahmegeſetzen, indem es ſchreibt: „Die
Tat Brandenburgs wird man, ſo bedauerlich ſie iſt, ohne
weiteres aus der „Notwehr“ heraus verſtehen können. Die
Hauptſchuld an dem Vorfall trägt ganz ohne Zweifel der gegen-
wärtige Zuſtand des mangelndenwArbeitswilligen-
ſchutzes, und inſofern wird die Regierung, die eine Abhilfe
nach dieſer Richtung beharrlich abgelehnt hat, mit auf der An-
klagebank ſitzen, wenn über die verhafteten Landfriedensbrecher
und auch über das gefloſſene Blut Recht geſprochen werden
wird. Beſäßen wir einen ausreichenden Schutz der Akbeits-
willigen, wie er nun ſchon unzählige Male gefordert worden iſt,
ſo wären Vorkommniſſe, wie ſie ſich jetzt ereignet haben, von
vornherein nicht möglich. Vielleicht trägt aber der tief be-
dauerliche Vorfall in Stettin dazu bei, die Regierung nunmehr
endlich zum Handeln zu bringen.“

Das heißt denn doch die Dreiſtigkeit auf die Spitze treiben!
Wenn ſich die Streikbrecher in Deutſchland alles und
jedes glauben herausnehmen zu dürfen, ſo nicht, weil ſie „zu
wenig geſchützt“ ſind, ſondern weil ſie wiſſen, wie hoch ſie
in der Gunſt der Scharfmacher und Vehörden ſtehen! Die
neueſte Streikbrecher-Mordtat und die rückſichtsvolle Behand-
lung, die man dem Mordbuben angedeihen ließ, ſind dafür
wahrlich wieder Beweis genug!

Die Metallarbeiterausſperrung in Stuttgart.
Die Ausſperrung der Arbeiter bei der elektrotechniſchen

Weltfirma Robert Boſch in Stuttgart und Feuerbach bei
Stuttgart iſt von der Firma von langer Hand vorbereitet wor-

den. Seit Jahren haben ſich die Verhältniſſe im genannten
Werk trotz der 48 ſtündigen wöchentlichen Arbeitszeit und trotz
höherer Verdienſte als in den übrigen Firmen derart zu-
geſpitzt, daß die Firma Boſch jeden Tag mit dem Ausbruch
des Streikes rechnen mußte. Zwei charakteriſtiſche Merkmale
gaben der Boſchſchen Arbeitsmethode ihr Gepräge: Die Teilung
der Arbeit und das Akkordſyſtem. Die Teilung der Arbeit
wurde bis zur letzten Möglichkeit durchgeführt und dadurch
eine enorm hohe Arbeitsleiſtung erzielt. Und in demſelben
Maße, wie dieſe Teilung durchgeführt wurde, hat die Firma
Akkordpreiskürzung über Akkordpreiskürzung vorgenommen.
Die Arbeiter wehrten ſich gegen dieſe Maßnahmen wiederholt
energiſch. Sie ſetzten mittels ihrer Organiſation, dem deut-
ſchen Metallarbeiterverband, durch, daß die Akkordpreiſe „feſt-
gelegt“ wurden. Bei dieſer Preisfeſtlegung hatten laut Ver-
einbarung zwiſchen Firma und Metallarbeiterverband Arbeiter-
vertrauensleute mitzuwirken. Die ſo feſtgelegten Akkordpreiſe
wurden auf den Akkordkarten mit dem Vermerk abgeſtempelt:
„Dieſer Preis bleibt feſt.“ Deſſen ungeachtet ſind von der
Firma wiederholt auch ſolche Akkordpreiſe, abgeſehen von allen
denen, die nicht feſtgelegt waren, reduziert worden. Mehrere
Kalkulateure waren von der Firma mit der Miſſion betraut,
die Akkordpreiſe zu prüfen und herabzuſetzen. Oſtmals kam
es bei dieſem Vorgehen zu Zuſammenſtößen, die jedesmal
zwiſchen Direktion und Leitung des deutſchen Metallarbeiter-
verbandes geſchlichtet werden konnten. Endlich hatten aber
dieſe Akkordpreiskürzungen derart gewirkt, daß die Arbeiter
nur bei unmenſchlicher Anſtrengung noch den üblichen Ver-
dienſt erreichen konnten. Bei den Verhandlungen kam es zu
ſcharfen Auseinanderſetzungen zwiſchen den Vertretern der
Firma und den Vertretern des Deutſchen Metallarbeiterver-
bandes. Herr Boſch, der durch Wohlfahrtseinrichtungen ſich
den Ruf eines ſozialen Unternehmers erworben hatte, brach
dann die Verhandlungen ab. Er hat ein jährliches Einkommen
von Millionen, aber er ruhte nicht, bis ſein Ziel erreicht war.
Er wollte den Streik.

So iſt dieſer Kampf entſtanden. Die Erbitterung unter den
Arbeitern iſt groß, weil cin Vertreter der Firma erklärte,
Boſch ſchlage bei Entlaſſungen die umgekehrte Taktik ein, als
die anderen Firmen. Er entlaſſe die älteren und behalte die
jüngeren, denn die jüngeren würden künftig einen neuen Ar-
beiterſtamm bilden. Boſch hat dieſen Kampf gewollt, um der
Oeffentlichkeit und namentlich der Kapitaliſtenklaſſe zu zeigen,
daß er Fleiſch und Blut von ihrem Blute iſt. Die Arbeiter
ſind faſt bis auf den letzten Mann im deutſchen Metallarbeiter-
verband organiſiert. Der Kampf wird vorausſichtlich lange
dauern und ſcharfe Formen annehmen.

Wer gefährdet die „öffentliche Sicherheit
Mit welchen haltloſen „Gründen“ Arbeiterumzüge verboten

werden, zeigt das polizeiliche Verbot eines Gewertſchaftsfeſt-
zuges in Hameln. Dieſes Verbot hat folgenden Wortlaut:

„Die Erlaubnis zur Veranſtaltung eines Feſtzuges am
15. Juni, um 3 Uhr nachmittags, vom Gewerkſchaftshaus
durch die Bau-, Ritter- und Oſterſtraße bis zum Tivoli wird
verſagt. Gründe: Der Feſtzug des Gewerkſchaftskartells
am 15. Juni, alſo wenige Tage nach der Landtagswahl, iſt
geeignet, als Demonſtration gegen das be
ſtehende Landtagswahlrecht und für die politiſchen
Ziele der ſozialdemokratiſchen Partei in weiten Schichten
der ſtädtiſchen Bevölkerung und der ländlichen Bevölkerung
der umliegenden Ortſchaften, die an ſchönen Sonntagen zahl-
reich die Stadt zu beſuchen pflegt, aufgefaßt zu werden.

Dann iſt aber mit der Möglichkeit einer Gegendemon-
ſtration ernſtlich zu rechnen. Sollte das aber eintreten, ſo
iſt es nur noch ein Schritt bis zu Gewalttätig-
keiten.

Ebenſo liegt die Gefahr vor, daß die Teilnehmer am Feſt-
zug bezw. eine Anzahl derſelben, von einem falſchen
Machtgefühl verleitet, ſich zu Demonſtrationen und
Ausſchreitungen gegen anders Denkende unter den
Zuſchauern hinreißen laſſen.

Mithin iſt nach beiden Richtungen aus der Veranſtaltung
des Aufzuges eine Gefahr für die öffentliche
Sicherheit zu befürchten. Damit rechtfertigt ſich die
Verſagung der nachgeſuchten Erlaubnis.“

Man möchte faſt glauben, dieſe famoſe Begründung ſei von
der Halleſchen Polizeibehörde verfaßt worden.

Aber auch die Hamelner Polizei ſcheint nicht zu fühlen, wie
ſie mit ihrer Begründung die bürgerliche Bevölke-
rung herabſetzt, indem ſie dieſe als derart radauſüchtig
hinſtellt, daß ſie Gewalttätigkeiten gegen einen
friedlichen Arbeiterzug zu unternehmen geneigt ſei.
Daß die Arbeiter „aus falſchem Machtgefühl“ gelegentlich eines
Feſtzuges „Ausſchreitungen“ begehen werden, iſt eine halt-
loſe Verdächtigung, gegen die alle Erfahrung aus
Tauſenden von durchaus ruhig verlaufenden Feſtzügen ſpricht.
Die Polizei mußte ja Gründe haben, und ſo kamen dieſe Phan-
taſiegebilde zuſtande

Der Krefelder Seidenfärberſtreik
dauert unverändert fort. Auch die Färber der Schweiz und
Süddeutſchlands beharren im Ausſtand. Die Einigungsver-
handlungen haben zu keinem Reſultat geführt. Der Streik
übt ſeine Wirkungen auch auf die Seidenwebereien aus. Die
Betriebe in Markgröningen, Waiblingen und Offenbach ſind
ganz oder teilweiſe ſtillgeſetzt. Mehrere hundert Arbeiter ſind
dadurch brotlos geworden. Die ſüddeutſchen und ſchweizeri-
ſchen Seidenwebereien ſind nicht mehr in der Lage, ihren Ver-
pflichtungen der Kundſchaft gegenüber nachzukommen. 16
Seidenfabrikanten verſenden an ihre Auftraggeber ein Zirku-
lar, in dem ſie betonen, daß die Krefelder Färbereibeſitzer die
Forderungen der Arbeiter in der Hauptſache abgelehnt haben.
Die chriſtlichen Führer in Deutſchland behaupten bekanntlich
das Gegenteil. Auf einen Schwindel mehr oder weniger
kommt es dieſen Leuten allerdings nicht an, behaupten ſie
doch, auch ſie hätten, ſtatt Mitglieder zu verlieren, eine Zu-
nahme zu verzeichnen, während nach ihrem vollzogenen
Arbeiterverrat vom Anfang April d. J. allein 135 ehemalige
chriſtlich Organiſierte dem deutſchen Textilarbeiterverband bei-
getreten ſind. Jm übrigen ſteigt die Mitgliederzahl des Textil-
arbeiterverbandes unter dem Einfluß des geführten Kampfes
außerordentlich. Er hat in der letzten Zeit im Krefelder Be-
zirk allein 900 Mitglieder gewonnen.

Bergarbeiterkämpfe in England.
Der Bergarbeiterverband der Graſſchaft Yorkſhire hat

ſoeben eine Abſtimmung ſeiner Mitglieder darüber vorge-
nommen, ob zur Erringung ihrer Forderungen ſofort eine
14 tägige Kündigung im ganzen Grafſchaftsgebiete ein-
gereicht werden ſoll. Die Abſtimmung hat eine überwältigende
Mehrheit für die Kündigung ergeben. Es ſtimmten für den
Streik 90 038, dagegen 6375, neutral 4225. An der Abſtimmung

Verband gehört, beteiligt. Die For
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war auch die Organiſation der die nicht zum
erungen ſind: Ent

laſſung aller un organiſierten Untertags-arbeiter und ein Minimallohn für die Ueber
tags arbeiter von Weſt-Yorkſhire. Die Vertreter der Ar-
beiter werden noch einen Verſuch machen, zu einer gütlichen
Verſtändigung mit den Grubenherren zu kommen.

Auch in anderen Grubendiſtrikten Englands bereiten ſich
Konflikte wegen der Beſchäftigung von ÜUnorganiſierten vor,
ſo namentlich in Lancaſhire. Jn Südwales, wo der
Prozentſatz der Unorganiſierten weitaus der größte war, iſt es
dem Verband bekanntlich ſchon gelungen, den letzten Mann der
Organiſation zuzuführen.

Kleine gewerkſchaftliche Meldungen.

Einen Streik von grundſätzlicher Bedeutung
führen die Arbeiter der Strickmaſchinenfabrik- Abteilung der
Firma Gebr. Slevoigt in Chemnitz. 110 Arbeiter ſtreiken,
weil die Firma verlangt, daß die Arbeiter einen Teil zu den
Koſten des Werkzeugs, das ſie benutzen, beitragen ſollen. Die
Arbeiter lehnten dieſes Anſinnen ab, da ſie mit Recht der
Meinung ſind, daß die Betriebskoſten der Unternehmer tragen
muß. Die Verhandlungen des Arbeiterausſchuſſes und der
Organiſationsleitung mit der Fabrikdirektion waren ergebnis-
los. So blieb den Arbeitern nur der Streik. Die Arbeiter
erwarten ſtrengſte Solidarität.

Die Klempnergeſellen in Stargard i. Pom.ſtehen in einer Lohnbewegn ig. Es wird gebeten, Zuzug nach
dort zu vermeiden.

Die Steinſetzer, Rammer und Hilfsarbeiter
in Braunſchweig haben am Sonnabend morgen einmütig
die Arbeit eingeſtellt. Am Donnerstag fand vor dem
Vorſitzenden des Gewerbegerichts, Stadtrat Wagner, im Bei-
ſein der beiderſeitigen Zentralverbandsvorſitzenden aus Leipzig
und Berlin eine Verhandlung ſtatt. Die Unternehmer boten
einen dreijährigen Tarif mit 64, 66 und 68 Pf. Stundenlohn
für die drei Jahre an. Die Steinſetzer fordern eine Erhöhung
des Lohnes von 62 auf 72 Pf. und die Verkürzung der Arbeits
zeit von 95 auf 9 Stunden.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 9. Juni 1918.

Kein billiges Fleiſch mehr!
Das bißchen Hilfe, was die Stadt den Hausfrauen der Prole

tarier in den letzten Monaten gewährt hat, ſoll ihnen entzogen
werden. Man macht uns die für weite Kreiſe aufregende Mit
teilung, daß durch einen Beſchluß der ſtädtiſchen Teuerungs-
deputation der ſtädtiſche Fleiſchverkauf bis auf weiteres auf-
gehoben iſt.

Jn den neun Monaten ſeines Beſtehens ſind gewaltige
Mengen von billigem Fleiſch an die ärmere Bevölkerung ab-
gegeben ſelbſt im Mai betrug der Umſatz noch 43 000 Kilo-
gramm mit einem Einkaufswert von 58 600 Mk. Das iſt
immerhin doch noch ein Quantum, bei welchem man ſich ſehr
eindringlich fragen mußte, ob es ratſam ſei, den Regiebetrieb
einzuſtellen. Bejaht wurde die Frage hauptſächlich deshalb,
daß es nicht mehr möglich iſt, unter den bisherigen Be-
dingungen in Rußland geſchlachtete Schweine zu beziehen. Der
Einkaufspreis iſt dort bedeutend geſtiegen und der Jmport in
der heißen Jahreszeit äußerſt gefährlich. Ferner wurde die
Tatſache konſtatiert, daß für hieſiges Schweinefleiſch der
Engrospreis von 86 Mk. im September 1912 auf 68 Mk. im
Mai 1913 herabgegangen iſt. Jnfolgedeſſen war auch das in
dieſem Monat umgeſetzte Quantum mit ganz geringer Aus-
nahme hieſiges Schweinefleiſch. Dadurch, daß die Stadt auf
dem hieſigen Schlachthofe Abnehmer großer Quantitäten wird,
ſoll ſie nun hemmend auf die freie Entfaltung des Handels ein-
wirken. Dieſe Gründe ließen es ratſam erſcheinen, den ſtädti-
ſchen Verkauf einzuſtellen. Auf wie lange? Die Beantwortung
dieſer Frage wird von dem Verhalten der Laden-
fleiſcher abhängen, an denen nun die Reihe iſt, die Preiſe
den Verhältniſſen anzupaſſen, alſo gehörig herabzuſetzen!

Der von der Stadtverordnetenverſammlung der Teuerungs-
deputation bewilligte Kredit iſt in keiner Weiſe angegriffen;

s verbleibt ſogar nach Abzug aller noch ſchwebenden Ausgaben
ein Reinertrag von über 4000 Mk., der als Fonds für eine
ſofortige Wiederaufnahme des Regiebetriebes in Bereitſchaft
gehalten werden ſoll. Durch dieſen Ueberſchuß wird wohl auch
endgültig dem Gerücht von großen Verluſten der Stadt die
Spitze abgebrochen ſein. Jetzt gilt es, die Fleiſcher, die das
Gerücht böswillig zur Schädigung des ſtädtiſchen Vertriebes
ausſprengten, zu billigeren Preiſen zu zwingen.

Wiederum Differenzen in der Halleſchen Aktienbrauerei.
Mit der vorgenannten Brauerei beſtehen ſeit dem Antritt

des Direktors Neumeier fortwährend Differenzen. Haupt-
ſächlich ſcheint dieſer Herr ein wachſames Auge auf die Organi-
ſierten zu haben. Bei jeder Kleinigkeit erfolgt Entlaſſung.
Eine einzige Angabe eines Beamten genügt, um den Organi-
ſierten zu zeigen, in welcher Weiſe der Direktor Neumeier Herr
im Hauſe iſt. Ein Arbeiterausſchuß beſteht überhaupt nicht,
trotzdem er im Tarifvertrage vorgeſehen iſt. Die Organi-
ſierten können ihre Beſchwerden überhaupt nicht vorbringen,
denn für den Direktor iſt die Organiſation der Arbeiter etwas
Unbekanntes. Aber bei den blauen Bundesgeſellen läßt man
die Zügel ſchon länger hängen; denn ſie ſind ja die Schütz-
linge des Herrn Direktors Neumeier. Bei der Herſtellung des
Bieres ſind faſt nur Bundesgeſellen tätig, obwohl das meiſte
Bier von organiſierten Arbeitern genoſſen wird. Bei der
Landtagswahl waren übrigens etliche Häuptlinge des Bundes
den ganzen Tag für die Wahl der bürgerlichen Kandi-
daten tätig und ihr Lohn ging weiter. Wenn aber die Organi-
ſierten eine Verſammlung einberufen und kleben dazu Zettel
in ihrem Frühſtücksraume an, dann dauert es nicht lange und
ſie ſind wieder heruntergeriſſen. Der Arbeitsnachweis, der
ſchon 12 Jahre beſteht, wird von der Aktien-Brauerei nicht be
nutzt. Wenn der Direktor Brauer braucht, ſo ſtellt er nur
Bundesgeſellen ein, auch wenn ſie nicht mal auf dem Nachweis
eingetragen ſind. Die Einſprüche der Organiſation beant-
wortete der Direktor damit, daß für ihn kein Nachweis beſteht.
Auch die Vermittlung des Kartellvor ſitzenden
nützte durchaus nicht s, um ihn eines Beſſeren zu be-
lehren. Den Arbeitern wird zwar angeraten, nur einheimiſches
Bier zu konſumieren; von welchen Leuten aber in der Aktien-
brauerei das Bier produziert wird, werden dieſe Zeilen wohl
genügend gezeigt haben. Möge der Aufſichtsrat der Direktion



baldigſt andere Wege zeigen; denn die Organiſation der Ar-
beiter iſt mit ſolchen Zuſtänden nicht mehr einverſtanden und
ſie wird dagegen nötigenfalls genügend Kampfesmittel finden.

Verband der Brauereiarbeiter, Zahlſtelle Halle,

Pfeiffer und Genoſſen vor der Strafkammer.
(Fortſetzung.)

Der Angeklagte Becker iſt teils geſtändig und ſagt, von Pfeiffer
beſchwatzt und überredet worden zu ſein. Er habe ſich gewiſſer
maßen in Pfeiſffers Gewalt befunden und nicht gewußt, was er
tat. Pfeiffer entgegnete, das iſt falſch, wie kann ſich der
frühere großartige Pferdehändler und Aviatiker in meiner Gewalt
befinden Der Angeklagte Pfeiffer ſen. tritt in der Verhand
lung ziemlich dreiſt auf. Er ſagt: Warum verhandeln Sie nicht
gegen mich allein; was habe ich hier für Leute um mich herum.
Mein Sohn iſt jetzt mit Zuchthaus belegt, mir geht es ans Leben
und meine Frau kann alle Tage fortlaufen. Als dem Alten ge-
ſagt wird, er ſolle doch nicht ſo viel unnützes Zeug reden, holte
er ein ziemlich umfangreiches Schreiben aus der Taſche und
ſagte: Ach, ich habe ſo viel Material mit, das Sie alles mit an-
hören müſſen. Der Vorſitzende bat den Alten, nicht ſo an-
maßend aufzutreten und das vorgehaltene Schreiben nicht vor
zuleſen. Der Alte meinte dann, er werde unſchuldig verurteilt
werden. Der Vorſitzende entgegnete: Sie wiſſen ja noch gar nicht,
ob Sie überhaupt verurteilt werden. Pf. ſen. trat weiter
herausfordernd auf und begann zu erzählen mit einer Geſchichte
vom Juli des Jahres 1876. Als der Vorſitzende bat, die
Geduld des Gerichts doch nicht zu ſehr in Anſpruch zu nehmen,
erzählte er Frauenſchwätzereien, meinte, er ſei Betrügern in die
Hände gefallen und ſagte, das hohe Gericht habe die Anklage
ganz falſch gemacht. Vorſitzender: Das iſt unrichtig: nicht das
Gericht, ſondern der Staatsanwalt erhebt Anklage. Darauf der
Alte: Nein, was Sie ſagen iſt falſch; hier ſteht Strafkammer
drüber. Als der Vorſitzende ſchließlich, mit Recht ungeduldig
geworden, erklärte: Reden Sie aber doch nicht zu viel unſinniges
Zeug, da ſagte der Alte: Jch will beſtraft ſein, wenn ich etwas
begangen habe. Darauf William: Vater, ſei doch vernünftig,
die Herrens meinen es doch nur gut mit dir. Vorſitzender:
Sind Sie denn nun endlich fertig Pfeiffer ſen.: Keine
Ahnung, ich habe noch eine ganze Maſſe. Schließlich puft der
Alte in furchtbarer Erregung: Wenn ich das Geld dazu
hätte, dann würde ich alles in der Preſſe veröffent-
lichen laſſen. Behufs Beruhigung des Alten wurde die
Sitzung auf einige Minuten unterbrochen. Als Gerichtsdiener
den Alten in ſeinem Jntereſſe beruhigen wollten, erhob er drohend
die Hände.

Dann wurde Pfeiffer wegen des Falles Pfandbruch und
Verleitung der Frau Stoye zum Meineid vernommen.
Die Sache ſpielte in Hohenthurm. Pf. war dort mit einem Haus-
beſitzer Franke in Geſchäftsverbindung getreten, und ſoll dort rechts-
widrig ein gepſändetes Schwein aus dem Stalle geholt haben. Es
kam zu einem Prozeß, bei dem Hafer gepfändet wurde. Pf. holte
den gepfändeten Hafer heraus und bat dann die Frau Stoye, als
es zum Prozeß kam, ſie möchte doch vor Gericht ſagen, ihr ver-
ſtorbener Mann habe den Pfandbruch begangen. Pf. erklärt die
Angaben der Frau Stoye für unwahr und die Frau habe einen
Racheakt gegen ihn begangen.
Der erſte Zeuge, Zigarrenhändler Saß, beſtritt mit aller Ent
ſchiedenheit, ſich heimlich von Halle fortgemacht und von heim-
lichem Verſchwinden etwas geredet zu haben. Er habe ſich am
1. April 1912 ordnungsgemäß abgemeldet und ſeinem Hausver-
walter, wie auch ſeinem hieſigen Sohn ſeine genane Adreſſe ge-
geben. Dem Sohn habe er den Auftrag erteilt, ev. mit Pfeiffer
in Geſchäftsverbindung zu treten und ſich auf einen Vergleich
einzulaſſen.

Es ekelte ihn an,
mit den Pfeiffers zu unterhandeln; er ſchante ihnen nicht gern
ins Geſicht. Ueber den Zeugen war das Gericht verbreitet wor-
den, er habe bei ſeinem Verſchwinden von Halle ſeine Haar- und
Barttracht verändern laſſen, um ſich unkenntlich zu machen. Das
Gerücht ſtammt von Pfeiffer und Komplizen; Zenge hatte ſeine
Haar und Barttracht tatſächlich nicht verändern laſſen. Zeuge
Saß will mit dem Hausverkfauf von Pfeiffers gründlich übers
Ohr gehauen worden ſein. Als er einzog, fand er in dem
Pfeifferſchen Hauſe eine Animierkneipe mit Damenbedie-
nung vor, wie ſie ſchlimmer nicht gedacht werden konnte. Er
ſchämte ſich zu ſagen, daß er
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das iſt Pfeiffers Heimatshaus wohnte. Der alte Pfeiffer

verſucht immer wieder zu reden und verdächtigt wie ſein Sohn
D. andere Leute. Auch er mimt den entrüſteten Biedermann.
Die Zeugin Frau Schaller war früher wegen ihrer Verſicherung
mit angeklagt geweſen, ſie iſt aber ſpäter außer Verfolgung ge
ſetzt worden, weil man annahm, ſie habe nicht gewußt, daß es
ſich um eine eidesſtattliche Verſicherung handle. Nach einer
Pauſe muß die Verhandlung auf Wunſch des alten Pfeiffer bald
wieder auf einige Minnten unterbrochen werden. Der Alte ſagt,
er habe drei Glas Bier getrunken und müſſe einmal hinaus.
Die Zeugin, Frau Stoye, von Hohenthurm gibt zu, mit William
Pfeiffer einen Fuhrwerkskaufvertrag, der als Scheinkaufvertrag
angeſehen wird, geſchloſſen zu haben. Pfeiffer ſoll die Zeugin in
der üblichen Weiſe bearbeitet und ihr geſagt haben, wie ſie be-
kundete: „Wenn du deine Ausſage gemacht haſt, dann kommſt du
in meine Wohnung und kriegſt dein Geld.“ Später gerieten Frau
St. und William in Streit, nannten ſich gegenſeitig Bettelvolt
und ähnlich. William Pfeiffer meint, er könne ſich die Herab-
würdigung durch Frau St. nicht gefallen laſſen und beſchuldigt
ſie des Meineides. Er bat, die Akten zu holen und Einſicht zu
nehmen. Der Vorſitzende bemerkt: „Wir ſind nicht dazu berufen,
neue Meineide feſtzuſtellen.“ Eine Frau Schulz, die Tochter
der Frau Stoye, von Hohenthurm äußert ſich gleichfalls über
Pfs. Geſchäfte in Hohenthurm. Den gepfändeten Hafer hatte man
verfüttert, als er von dem Gerichtsvollzieher verſteigert werden
ſollte. Von den gepfändeten Schweinen hatten ſich Stoyes und
auch William Pfeiffer je ein Schwein geſchlachtet. Pfeiffer beſtritt
das und meinte, es ſei ihm gar nicht eingefallen, verſucht zu haben,
die Frau Stoye zum Meineid zu verleiten. Er habe nur zu
Frau Stoye geſagt: „Schade, daß dein Mann tot iſt, der würde
die Wahr eit ſagen. er Staatsanwalt beantragte gegen
William Pfeiffer, der m in dieſen Fällen wieder mit Energie
und Niederträchtigkeit zu Werke gegangen ſei, weitere

drei Jahre Zuchthaus
und fünf Jahre Ehrverluſt, gegen die übrigen Angeklagten wurden
Gefängnisſtrafen von ſechs Monaten bis auf zwei Wochen herab
beantragt. Die Verteidiger plädieren für mildere Strafen. Pfeiffer
ſen. geriet bei ſeinem Schlußworte wieder in große Erregung und
entgegnet dem Vorſitzenden, der ihn bat, doch ſeinen Redefluß
etwas einzudämmen: „Na, Sie haben doch auch ſchon genug ge
ſprochen“. Der Staatsanwalt beantragte darauf gegen Pfeiffer ſen.
wegen Ungebühr vor Gericht eine Ordnungsſtrafe; das Gericht
nahm aber nochmals Rückſicht auf den Alten und ſah vorläufig don
Verhängung einer Ordnungsſtrafe ab. Der Sohn William Pf.
meinte, wegen ſeiner erſten falſchen Verſicherung möge man ihn
ſchuldig ſprechen, aber der Anſtiftung zu den Verſicherungen und
der Verleitung habe er ſich nicht ſchuldig gemacht; er habe viel-
mehr im guten Glauben gehandelt. Staunen müſſe er, daß er ſo
ſchwer beſtraft werde. Hätte er die Schwere ſeiner Taten gekannt,
dann hätte er ſo etwas nicht gemacht. Die Hauptſchuldigen wären
eigentlich in allen Sachen Becker und der Bureauvorſteher Kreuz
berg geweſen.

Gegen 8 Uhr abends wurde folgendes Urteil verkündet: William
Pfeiffer iſt ſchuldig der unternommenen Verleitung zum Meineide
(Fall Stoye), der Abgabe falſcher eidesſtattlicher Verſicherungen und
Anſtiftung dazu. Es wurde auf Zuſatzſtrafen von einem Jahre
Zuchthaus und mehreren Monaten Gefängnis erkannt mit dem
Hinweiſe, daß dieſe eidesſtattlichen Verſicherungsmanöver milder
lägen als die anderen, da W. Pf. handelte, um ſeinen Vater in
ſeinen Forderungen zu ſchützen. Dieſe und die anderen in den vier
Tagen verhängten Strafen wurden zu einer Geſamtſtrafe von

dw 335 ſieben Jahren Zuchthaus
und 1 ren Ehrverluſt zuſammengezogen. Becker wurde zueiner Geſamtſtrafe von einem Jahr und einem Monat Gefängnis

Dunkel zu einer Geſamtſtrafe von drei Monaten und zwei Wochen
und Ludwig zu einem Monat Gefängnis verurteilt. Schotte,
Schmidt, Schlemmer und Pfeiffer ſen. wurden frei
geſprochen. Der alte Pfeiffer wurde aber wegen ſeines un

ebührlichen Betragens vor Gericht zu einer ſofort zu vollſtreckenden
r von zwei Tagen verurteilt und unter Murren und Knurren

abgeführt.
Die kritiſche Beſprechung des Prozeſſes mußten wir Raum-

mangels halber bis morgen zurückſtellen.

Ein Selbſtmordverſuch Pfeiffers.
Als heute morgen gegen 8 Uhr die Gefangenen des Unter-

ſuchungsgefängniſſes in der Poſtſtraße, in dem Pfeiffer interniert
iſt, ausgeführt werden ſollten, benutzte Pfeiffer die Gelegenheit
zu einem Verſuch, ſeinem Leben gewaltſam ein Ende zu machen.
Er bat den Waärter, ihm erſt den Kaffee austrinken zu laſſen.
Der Wärter ließ nun erſt andere Gefangene heraus. Dieſe
Gelegenheit benutzte Pfeiffer. Er lief die drei Treppen des
Gebäudes hinauf, verband ſich die Augen, nahm ein Geſangbuch
in die Hand und ſtürzte ſich aus dem Fenſter in den Hof
hinunter. Beim Sturze ſchlug er auf eine Glocke auf, die ſich in
Bewegung ſetzte. Durch den Klang wurden die Wärter aufmerk-
ſam, ſie ſtürzten hinzu und fanden Pfeiffer mit gebrochenem Bein
und gebrochenen Rippen im Hofe liegend vor. Anſcheinend hat
er auch noch innere Verletzungen erlitten. Er wurde mittels
Krankenauto der Klinik zugeführt.

Die in Handelsgeſchäften tätigen Haus und Geſchäfts
diener, Packer, Geſchäftskutſcher uſw., werden zu morgen,
Dienstag, abend, nach dem Engliſchen Hof zu einer für ſie ſehr
wichtigen Verſammlung geladen. Es ſoll dort außer einem
aktuellen Vortrag noch Stellung zu der Forderung eines
Sommerurlaubs genommen werden, weshalb es not-
wendig erſcheint, daß die Verſammlung recht gut beſucht wird.

Künfſtige Organiſation der Krankenkaſſen in Halle. Unter
dieſer Ueberſchrift berichteten wir kürzlich, daß uns von unter-
richteter Seite die Mitteilung zugegangen ſei, daß der Antrag der
Allgemeinen Ortskrankenkaſſe, ſie als maßgebende allgemeine
Ortskrankenkaſſe für Halle zuzulaſſen, vom Miniſter abgelehnt
wurde. Jetzt iſt dem Vorſitzenden der hieſigen Kaufmänniſchen
Ortskrankenkaſſe vom Oberverſicherungsamt Merſeburg folgendes
Schreiben, das die offizielle Beſtätigung der Nachricht enthält,
zugegangen

„Auf Anordnung des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe
iſt dem Antrage der dortigen Allgemeinen Ortskrankenkaſſe auf
Ausgeſtaltung zur künftigen Allgemeinen Ortskrankenkaſſe die Ge-
nehmigung verſagt worden, weil ſie nicht einen „großen Teil“ der
nach dem Krankenverſicherungsgeſetze Ortskaſſenpflichtigen umfaßt.
Gemäß dem Beſchluſſe der ſtädtiſchen Körperſchaften zu Halle
(Saale) wird nunmehr eine neue Allgemeine Hrtskrankenkaſſe
errichtet werden.

Jm miniſteriellen Auftrage gebe ich dem Vorſtande hiervon mit
dem Hinzufügen Kenntnis, daß ſich hierdurch der an den Herrn
Miniſter gerichtete Einſpruch gegen die beabſichtigte Ausgeſtaltung
der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe vom 27. März ds. Js. erledigt.“

Jetzt heißt es, kräftige Vorarbeiten leiſten damit der organi-
ſierten Arbeiterſchaft die ihr zukommende Vertretung im Vor-
ſtand und in der Generalverſammlung geſichert iſt.

Liliputaner im Zoologiſchen Garten. Auf dem Schau-
ſtellungsplatze des Zooliſchen Gartens fand am Sonnabend nach-
mittag die von groß und klein mit Spannung erwartete Er-
öffnungsvorſtellung von Singers Liliputaner-Zirkus ſtatt. Etwa
20 Zwerge, Männlein und Weiblein, mit Zwergpferdchen, einem
„Zwerg“ Elefanten, fuhren in hocheleganten Wägelchen auf.
Eine ſo anſehnlich „ſtarke“ Zwergen-Truppe, d. h. natürlich ſtark
in der Perſonenzahl, dürfte wohl ſo bald nicht wieder anzutreffen
ſein. Die einzelnen Vorführungen der kleinen Zie Zgeſellſchaft
erfreuten die Beſucher derart, daß der Beifall kein Ende nehmen
wollte. Da tritt zunächſt ein gar grimmig dreinſchauender Athlet
auf, der mit „Zentnergewichten“ ſpielendleicht hantierte, drei an
einer Kugelſtange baumelnde Menſchlein und ſchließlich ein Pferdchen
ſamt Reiter in die Höhe hebt. Zwei niedliche Auguſte, ein netter
Salonhumoriſt, ein Violinvirtuoſe unterhalten das „große Publi-
kum“ aufs beſte. Stürmiſchen Beifall fand ein Pärchen, das ſich
auf dem Gebiete des Geſanges erfolgreich betätigte und Tänze
aufführte, über die man ſich wirklich freuen konnte. Auch ge-
wandte Turner und Parterreafrobaten befinden ſich in der kleinen
Geſellſchaft, nicht zu vergeſſen die reizende Schulreiterin, die mit
Eleganz und Feuer ihr Rößlein durch die Manege jagen ließ.
Allgemeine Anerkennung fanden ferner die „Leiſtungen“ des
außerordentlich vielſeitigen Elefanten, der ſeinem kleinen Dompteur
auf einen Wink hin willig gehorcht. Den Schluß der ſehr flotten
und abwechſlungsreichen Vorſtellung bildete eine Parodie auf die
internationalen Ringkampf Konkurrenzen, die wahre Lachſalven
auszulöſen vermochte. Man merkte es den zahlreich erſchienenen
Gäſten an, daß ſie den vielfachen Vorführungen noch ſtundenlang
hätten folgen mögen.

Gartenkonzert im Volkspark. Der Geſangverein Guten-
berg unter Leitung des Chormeiſters Schwendler und der Buch-
drucker-Orcheſter-Verein, Dirigent H. Knöchel, haben die Aus-
führung des ausgewähltenw Programms für Dienstag abend
übernommen. Aus dem Programm erſehen wir, daß nur be-
kannte gute Volkslieder und gute Muſikſtücke zum Vortrag
kommen, ſo daß der Abend ein genußreicher zu werden ver-
ſpricht. Das Programm koſtet 10 Pfg., Arbeitsloſe haben
freien Eintritt. Bei ungünſtiger Witterung findet das Kon-
zert beſtimmt im großen Saale ſtatt.

Vom Tode des Ertrinkens gerettet. Geſtern nachmittag
vergnügten ſich mehrere junge Leute bei einer Kahnfahrt auf
der Saale. Durch übermütiges Schaukeln fiel einer der Jn
ſaſſen ins Waſſer und wäre ſicher ertrunken, wenn ein Spazier-
ßanger ihm nicht nachgeſprungen und an das Ufer gerettet

atte.

Leichenlandung. Die Leiche einer ſeit dem 5. Juni vermiß-
ten 17 Jahre alten Verkäuferin wurde geſtern nachmittag aus
der Saale gezogen. Liebeskummer ſoll der Grund zu dem
Selbſtmord ſein.

Tod auf der Straße. Heute morgen brach in der verlänger-
ten Königſtraße der Reiſende Albert Mirus aus Berlin plötzlich
zuſammen. Ein Herzſchlag hatte ſeinem Leben ein jähes Ziel
geſetzt.

Erhängt hat ſich heute früh in der Trothaer Straße der
Seiler Friedrich Langner aus Minden. Vorgeſchrittene Blind
heit auf beiden Augen war der Grund zu der unſeligen Tat.

Das leidige Streichhölzerſpielen der Kinder. Jn einer
Wohnung in der Hardenbergſtraße entſtand Freitag mittag ein
Brand. Zwei etwa 9 und 10 Jahre alte Kinder hatten ohne
Wiſſen der Eltern in der Schlafſtube mit Zündhölzern geſpielt
und waren dabei den Gardinen zu nahe gekommen, ſo daß dieſe
Feuer fingen. Dem tatkräftigen Eingreifen einiger Haus-
bewohner, die auf die Hilferufe herbeieilten, iſt es zu verdanken,
daß das Feuer, ehe es die in nächſter Nähe des Fenſters ſtehen
den Betten ergreifen konnte, gelöſcht wurde.

Raubanfälle. Geſtern nachmittag wurde eine Witwe, als
ſie mit ihrer Schweſter in der Nähe des zweiten Lettiner Weges
in der Heide entlang ging, von zwei etwa 18--22 Jahre alten
Männern der Kleidung nach Arbeiter überfallen. Der
Witwe wurde die Handtaſche mit 1,85 Mk. Jnhalt entriſſen,
auch erhielt ſie einen Stoß, wobei ſie zur Erde ſtürzte. Die
Täter ergriffen in der Richtung nach Nietleben die Flucht und

ſind unerkannt entkommen. Die Nachforſchungen waren bis
her ergebnislos. Einem 5 W en Knaben wurde geſternmittag in der Reilſtraße Ecke idendorffſtraße von einem
18-—16 jährigen Burſchen ein blauer Lederbeutel mit 10 Pf. Jn
halt gewaltſam entriſſen.

Blutige Schlägereien. Geſtern abend entſtand zwiſchen
mehreren jungen Leuten an der Ecke Cannſtein und Ludwig
traße eine Schlägerei, wobei ein junges Mädchen, das ihren
eliebten befreien wollte, einen wuchtigen Stockhieb über den

Kopf erhielt, ſo daß es ſtark blutete. Die Raufbolde, anſchei
nend Kaufleute, ſuchten dann das Weite. der vergangenen
Nacht fand auf dem Alten Markte zwiſchen jungen Leuten eine
Schlägerei ſtatt, wobei auch das Meſſer eine Rolle ſpielte. Ver
letzt wurden zwei Meßgehilfen und ein Jnſtrumentenmacher.
Ein Meßgehilfe wurde nach Anlegung eines Notverbandes der
Klinik zugeführt. Der Jnſtrumentenmacher, der nur leicht ver
letzt war, erlitt auf der Roten Turm-Wache einen Ohnmachts-
anfall. Da er ſich nicht wieder erholte und ſein bedenk
lich erſchien, wurde er mittels des ſtädtiſchen Krankenwagens
der Klinik zugeführt, woſelbſt er verblieb. Jn einem Schank-
lokale auf dem Schloßberg ſchlug in der vergangenen Nacht ein
Arbeiter ſeinen Bruder mit einem Bierglaſe derart ins Geſicht,
daß er ſich infolge der erlittenen Verletzungen in ärztliche Be-
handlung begeben u Weiter fand in der vergangenen
Nacht in einer Schankwirtſchaft in der Breiteſtraße zwiſchen
dem Wirt und mehreren Arbeitern, denen kein Bier mehr ver-
abfolgt wurde, eine Schlägerei ſtatt, wobei eine Fenſterſcheibe
zertrümmert wurde. Das Lokal mußte polizeilich geräumt
en. Der Vorgang hatte eine Menſchenanſammlung zur
Folge.

Wenn du aber gar nichts haſt Ein wohnungsloſer
Arbeiter wurde geſtern vormittag in der Hausflur eines
Grundſtücks in der Landsberger Straße hilflos und krank auf-
efunden. Mittels Krankentrage der Sanitätskolonne wurde
er Kranke der mediziniſchen Klinik zugeführt.

Ein jugendlicher Sittlichkeitsſünder. Ein Kaufmannslehr-
ling wurde geſtern abend auf dem Spielplatze vor dem Wal-
hallatheater bei Vornahme unzüchtiger Handlungen an einem
8jährigen Mädchen betroffen und feſtgenommen.

Diemitz. Gemeindevertreter Sitzung. Die
Wähler der 3. Klaſſe zeigen immer mehr Jntereſſe daran, etwas
Einblick in das Schalten und Walten innerhalb der Gemeinde
zu bekommen. Das hat die am 5. Juni abgehaltene Gemeinde-
vertreterſitzung bewieſen, denn zu dieſer waren über 60 Zuhörer
erſchienen, die das Zimmer nicht einmal alle aufnehmen konnte.
Dem erſten Punkt, Erneuerung der Friedhofsmauer, wurde
zugeſtimmt. Das an der Halberſtädter Bahn der Gemeinde
gehörige Gelände wurde bis 1. Oktober nächſten Jahres für
50 Mt. verpachtet nach dieſer Zeit ſoll ein Austauſch oder Ver-
tauf erfolgen. Der freiwilligen Feuerwehr wurden zur Be-
ſchickung ihres Verbandstages 20 Mk. bewilligt. Der vierte
Punkt war der Hauptgegenſtand der Tagesordnung, nämlich die
Jubiläumsfeier. Am Anfang ſah es aus, als wenn keine Einig-
keit zuſtande kommen ſollte. Vom Gemeindevorſteher wurde
ein Feſteſſen vorgeſchlagen, doch die Vertreter mußten hierzu
keinen richtigen „Appetit“ haben, denn es ging keiner darauf
ein. Ein Vertreter war für Konzert, Feuerwerk und Veteranen
ſpende, das fand auch keine Zuſtimmung. Aber einig waren ſie
ſich alle darin, daß etwas gemacht werden müſſe, ſchon der „obe
ren Behörden wegen“. Schließlich wurde der Vorſchlag des be
reits beſtehenden „Feſtausſchuſſes“ angenommen: Sonntag,
den 15. Juni, früh, Feſtgottesdienſt (alſo nur u
Speiſung), nachdem Frühſchoppen und Konzert, und Montag
früh Schulfeier, ferner ſoll noch ein Promenadenkonzert ver-
anſtaltet werden. (Bis dahin ſoll wohl noch erſt eine Prome-
nade angelegt werden D. B.) Abends Umzug mit Muſik und
Stocklaternen. Der Gemeindevorſteher bemerkte hierzu, ſolche
„Veranſtaltungen“ hafteten für ewig im Gedächtnis der Kinder.
Eigentlich war ein Fackelzug nach dem ſog. Dautſch ſein
dort ſollte dann ein Scheiterhaufen abgebrannt und hierbei eine
Anſprache an die Kinder gehalten werden. Vernünftigerweiſe
iſt aber vom zuſtändigen Amtsvorſteher in Reideburg die Ge
nehmigung hierzu verſagt wegen der großen Trockenheit und
Feuersgefahr. Nun ging's um den Koſtenpunkt der Veranſtal-
tungen. Herr Paul Köke war der Meinung, nichts zu bewil-
ligen, da das doch von der ärmeren Bevölkerung mitgetragen
werden müſſe. Er ſchlug vor, eine Liſte herumgehen zu laſſen,
oder vielleicht fänden ſich einige reiche Patrioten, die ein paar
blaue Lappen opfern. Herr Oskar Köke nahm dieſe Leute in
Schutz, denn ſie hätten in dieſem Jahre ſchon tief genug in die
Taſchen greifen müſſen (vielleicht bei der Landtagswahl
D. B.). Bewilligt müſſe ſchon etwas werden. Herr Fabrikant
Merz ſchwang ſich nun aufs hohe Roß; er beantragte, 300 Mk.
zu bewilligen. Dieſer Antrag wurde auch angenommen. Wir
als Arbeiter finden das auch als ſehr einfach und verſtändlich,
300 Mk. aus der Gemeindekaſſe zu beantragen, und zu bewil-
ligen iſt nicht ſo ſchmerzlich, als ſelbſt in die Taſche zu greifen.
Herr Merz war auch der Anſicht, daß diejenigen, die hohe
Steuern zahlen, doch nur die Leidtragenden wären. Wir aber
glauben, daß das Umgekehrte der Fall iſt. Die bewilligte Summe
ſoll zu einem Teil für die Jubiläumsfeier verwendet und der
größere Teil für Einrichtungen von dauerndem Werte, für
Schule und Jugendpflege, verwendet werden. (Ob die Arbeiter
jugend auch einen Teil bekommt? D. B.) Die im letzten Punktvorgelegte Jahresabrechnung wurde genehmigt. Die anweſenden

Zuhörer fanden es recht eigenartig, daß alle Punkte ohne Ab
ſtimmung ihre Erledigung fanden. Der Vorſteher diktiert dem
Schriftführer, und der letztere hat den „Beſchluß“ eingeſchrieben.
So iſt alles angenommen. Hinſichtlich der ſtattfindenden Jubi-
läumsfeier erſuchen wir die Arbeiterſchaft, dieſem Rummel
fernzubleiben und ſich nicht als Staffage benutzen zu laſſen. Die
Herrſchaften mögen unter ſich bleiben. Auch wird erſucht, die
Kinder davon fernzuhalten, das heißt, ſoweit nicht die Schulzeit
in Frage kommt.

Ammendorf. Das Sportvereinskartell Ammen-
dorf, an das ſich ſämtliche Arbeitervereine von Ammendorf und
Umgegend angeſchloſſen haben, veranſtaltet morgen, Dienstag,
den 10. Juni, im ſchönen Garten des Burgſchlößchens in Burg
ein Abendkonzert, wozu die bekannte Engelmannſche Kapelle
gewonnen iſt. Es kann im voraus ein genußreicher Abend ver
ſprochen werden, denn das Programm wurde im Volkspark-
Halle wiederholt mit großem Erfolg gegeben. Das Eintritts-
geld beträgt 30 Pfg.

Nietleben. Ge ſchloſſene Gemeinderatsſitzung.
Zunächſt machte der emeindevorſteher geſchäftliche Mit
teilungen über den Verkauf von Bauſtellen in der Villenkolonie
PratsAecker. Eine Berliner Firma will die Bauſtellen gegen
1 Prozent pro verkaufte Bauſtelle verkaufen. Zur Einleitung
der Geſchäfte ſoll die Gemeinde aber einen Vorſchuß von 150
Mark leiſten. Der Antrag wurde abgelehnt. Dann folgte der
Bericht des Gemeindevertreters Genoſſen Waldheim über die
von ihm vorgenommene Prüfung der Gemeindekaſſen und
Bücher. Dem Gemeindevorſteher und Kaſſenrendanten wurde
Entlaſtung erteilt. Der Beitritt der Gemeinde zur Ruhe-
gehaltskaſſe der Kommunalverbände und zur Witwen und
Waiſenverſorgungsanſtalt der Provinz Sachſen wurde abge-
lehnt. Für Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung des Ge-
meindeſekretärs Zahntz beſchloß die Vertretung, die Zahlung
der vollen Verſicherungsbeiträge auf Gemeindekoſten, lehnte
aber die Vertretung ab, ebenſo einen Antrag, den Sekretär
penſionsberechtigt anzuſtellen. Auch der Antrag des Gemeinde
dieners Schmiedel auf eine Beſoldungszulage von 150 Mk. pro
Jahr und Beſchaffung noch eines Wohnraumes wurde abge-
lehnt. Der Gemeindevorſteher teilte mit, daß die Jahresein-
nahme mit 153 139 Mk. und die Jahresausgabe mit 143 666 Mk.
abſchließt. Es verbleibt ſonach ein Ueberſchuß von 9473 Mk.
Die Zementfabrik Saale machte die Mitteilung, daß ſie vom
1. Juni keine Betriebswäſſer mehr in den Gemeindekanal ab-
leitet. Die durch Vertrag feſtgelegte Reinigung des Gemeinde-

99 2

9

m

2

d



V r

Kanals und Flutgrabens, durch den bisher die Betriebswäſſer
der Zementfabrik Saale abgeleitet ſind, ſoll überwacht werden.
Ein Vertreter beſchwert ſich, daß durch die Be
triebswäſſer der Zementfabrik Saale der Dorfteich verſaut ſei,
und regt an, den Teich auf Koſten der Fabrik auspumpen zu
laſſen. Laut Vertrag hat aber die Fabrik die Koſten der Kanal
und Grabreinigung nur bis zur Höhe von 200 Mk. über-
nommen. Die weitere Reinigung geht auf Koſten der Ge
meinde. So ſind ſie, unſere bürgerlichen Gemeindevertreter.
Als im März 16900 die Zementfabrik Saale ihren Betrieb auf
nahm, ſchloß die Fayri mit der Gemeinde einen Vertrag ab,
wonach die Gemeinde gegen eine Entſchädigung von 200 Mk.
die Regenwäſſer der Fabrik in den Gemeindekanal aufnehmen
ollte. Schon damals aber wurde vom Gemeindevertreter
aldheim feſtgeſtellt, daß die Fabrik nicht nur ihre Regen

wäſſer, ſondern auch ihre Betriebswäſſer in den Gemeinde
kanal abführt. gr der Gemeinderatsſitzung Anfang April 1911
ſtellte Genoſſe Waldheim den Antrag, die Aufnahme der Be
triebswäſſer in den Gemeindekanal abzulehnen. Jn der Be
gründung ſeines Antrages verwies Genoſſe Waldheim auf die
Beſchlüſſe der Gemeinden Schlettau, Holleben und Beuchlitz, die
die Aufnahme der Betriebswäſſer des Halleſchen Kaliwerkes,
Grube Holleben 4 bei Schlettau im Jahre 1908 in den durch
das Halleſche Kaliwerk fließenden Flutgraben ablehnten und
dadurch die Grube zwangen, ſich einen Abführungskanal nach
der Saale zu bauen. Aber unſere gut bürgerliche Gemeinde-
vertretung wollte dem lieben Nachbar in der Granauer Feld-
mark, der an unſere Gemeinde keinen Pfennig Steuern zahlt,
den Betrieb nicht erſchweren, weil durch die Aufnahme des Be-
triebs wieder Hunderte von Nietleber Arbeitern Lohn und Brot
verdienen würden. Daß ſich die Herren mit der Hoffnung auf
den Verdienſt der Nietleber Arbeiter gründlich verrechnet
haben, beweiſt die im Jahre 1911 im Fabrikshof erbaute
Baracke für die Aufnahme aus ländiſcher Arbeiter. Ja,
unſere gut bürgerlichen Gemeindevertreter ſind große Kennerdes wirtſchaftlichen Klaſſenkampfes, der ſich zwicen Kapital

und Arbeit vollzieht.
Nietleben. Verbrannt. Beim Anſchüren des Feuers im

Keſſelraum der Zementfabrik Granau ſchlug die heiße Glut
infolge eines Windzuges aus der Feuerung, wodurch drei Ar-
beiter derartige Brandwunden davontrugen, daß ſie ärztliche
Hilfe in Anſpruch nehmen mußten.

Sennewitz. Unglücksfall bei der Arbeit. Auf der
Grube Ferdinand bei Sennewitz verunglückte ein Arbeiter da-
durch, daß er ſich einen Beinbruch zuzog. Der Unfall paſſierte
morgens um 8 Uhr, während er erſt gegen 1024 Uhr mit einem
Wagen der Sanitätskolonne nach Halle geſchafft wurde.

Aus der Provinz.
Aus den Berichten der Bergrevierbeamten.

I

Die für das Jahr 1912 erſchienenen Berichte der Sergrevier-
beamten geſtatten einen äußerſt intereſſanten Einblick in die
Verhältniſſe der Arbeiterſchaft der Bergbaubetriebe. Zwar
leiden die Berichte unter der ſchematiſchen Gruppierung der
Berichtsgegenſtände, was darin ſeine Urſache finden dürfte,
daß die Berichterſtatter ſich allzu ſtreng an die für die Be-
richterſtattung aufgeſtellten Fragebogen gehalten haben. Da-
durch gehen den Berichten die ſubjektiven Eigentümlichkeiten
ab, die ſolche Berichte erſt in der Hauptſache intereſſant machen
Sie erſcheinen nach einem beſtimmten Willen dirigiert und
geben dadurch Zweifeln in objektiver Richtung Raum. Es ſoll
nicht verkannt werden, daß eine einheitliche Gruppierung des
Berichtsſtoffes die Ueberſichtlichkeit des Ganzen fördert und
dadurch die Vergleichsmöglichkeit der Reviere untereinander
und der Verhältniſſe verſchiedener Jahre erleichtert, jedoch
wirkt ein allzu ſtrenges Feſthalten an einem beſtimmten
Schema ermüdend. Selbſt bei der ausgeſprochendſten Einheit-
lichkeit des Berichtsplans darf der Bericht das ſubjektive Be
obachtungsvermögen des Berichterſtatters nicht vermiſſen
laſſen. Jn dieſer Beziehung laſſen die Berichte der Bergrevier-
beamten ſehr viel zu wünſchen übrig; ſie unterſcheiden ſich da-
durch zu ihrem Nachteil weſentlich von den Berichten ſehr
vieler anderer Gewerbeaufſichtsbeamten, bei denen immer noch
wenigſtens etwas von eigener Beobachtung zu merken iſt.

Der Plan, nach dem die Berichterſtattung erfolgt, gliedert
ſich 1. in die Zahl der im Bezirke des berichtenden Revier-
beamten ſich im Betriebe befindenden Werke, die Zahl der auf
dieſen Werken beſchäftigten Beamten und Arbeiter, Angaben
über Sonntagsarbeit und Bewilligungen von Ausnahmen ge-
mäß S 1050 Abſ. 4 und 105f der Gewerbeordnung, von Ar-
beitern begangene Vertragsbrüche, die Tätigkeit der Arbeiter-
ausſchüſſe und das Verhalten der Arbeiter bei der Benutzung
der Wohlfahrts- und Sicherheitseinrichtungen, ſowie auf Ar-
beitsniederlegungen; 2. die Zahl der auf den Werken be-
ſchäftigten Arbeiterinnen und deren Beſchäftigung in den all-
gemeinen geſetzlichen und den durch geſetzlich zugelaſſenen Aus-
nahmebewilligungen gezogenen Grenzen; 3. die Beſchäftigung
von jugendlichen Arbeitern auf den Werken; 4. die Betriebs-
unfälle, ſowie die zu deren Verhütung getroffenen Maßnahmen,
die geſundheitsſchädigenden Einflüſſe der Werksarbeit auf die
Arbeiter, den Geſundheitszuſtand der Velegſchaft uſw. 5. den
Arbeitsverdienſt, Hilfeleiſtung bei Unfällen und dem Rettungs-
weſen und die von den Werksverwaltungen für die Beamten
und Arbeiter geſchaffenen Wohlfahrtseinrichtungen.

Nach dieſem Schema ſind ſämtliche Berichte des Ober-
bergamtsbezirks Halle erſtattet. Zwar ließ ſich inner-
halb der Grenzen, die durch dieſe einheitliche Behandlung der
Berichterſtattung gezogen ſind, ſehr viel Bemerkenswertes be-
richten, doch ſcheint den Berichterſtattern dafür das nötige Ver-
ſtändnis zu fehlen. Faſt ſämtliche Berichte zeichnen ſich durch
geradezu frappierende Kürze aus. Nur bei wenigen Berichten
hat der Berichterſtatter mehr als zwei Druckſeiten zur Be-
ſprechung des umfangreichen Materials verwendet; die meiſten
begnügen ſich mit etwas mehr als einer Seite. Der Revier-
beamte von Eisleben hat nicht einmal eine Seite gebraucht.
Oft mag der Rede Kürze deren Würze ſein, wo aber die Quali-
tät ſo unter die Kürze leidet, wie bei der Berichterſtattung des
Bergrevierbeamten, da iſt ſie auf keinem Fall zu empfehlen. Es
Jann nicht wundernehmen, wenn durch eine ſolche Berichterſtat-
tung ſehr viel unbewieſene Behauptungen aufgeſtellt werden,
die, wenn ſie bewieſen werden ſollten, ſicherlich unterblieben
wären. Was iſt damit bewieſen, wenn es in dem Bericht des
Revierbeamten von Frankfurt heißt: „Vertragsbrüche
ſeitens der Arbeiter kamen wiederum auf ver-
ſchiedenen Werken vor“. Warum nennt der Beamte
nicht die Werke, auf denen die Fälle des Vertragsbruchs kon-
ſtatiert worden ſind? Warum nicht die Urſachen, die zur Ar-
beitseinſtellung durch die Arbeiter führten Es wäre ſo mög-
lich, dieſe angeblichen Vertragsbrüche auf die eigentlichen
Gründe zu prüfen. Sind dem Herrn nie Fälle bekannt ge
worden, daß Werksbeſitzer oder deren Beauftragte Arbeiter
ohne weiteres entließen natürlich unter Vertragbruch
weil dieſe für die Arbeiterbewegung tätig waren? Warum
ſteht davon nichts in dem Berichte? Derſelbe Beamte berichtet

auch Geſundheitſchädliche Einflüſſe der
Werksarbeit auf die Arbeiter konnten nicht
feſtgeſtellt werden. Der Geſundheitszuſtand war be-
friedigend. Die Waſchlauen, die Räume zum Aufenthalt wäh-

rend des Verleſens und in den Arbeitspauſen ſowie die Abort-
anlagen wurden im allgemeinen in ordnungsmäßigem
Zuſtand angetroffen.“ Mit dieſen drei Sätzen iſt die Bericht-
erſtattung über eine ſo wichtige Frage wie die der geſundheit-
ſchädigenden Einflüſſe der Werksarbeiten erledigt. Die Be-
richte der Knappſchaftsvereine über die Krankheitsziffern der
Bergarbeiter reden allerdings eine andere Sprache. Dort tritt
der geſundheitsſchädigende Einfluß der Werksarbeit ſehr deut-
lich in die Erſcheinung. Faſt mit denſelben Worten und der-
an Kürze berichten noch andere Beamte über dieſen Gegen-

and.

Ueber die Einrichtung der Sicherheitsmänner berich-
tet der Beamte des Reviers Oſt-Halle, daß dieſe keine be-
ſondere Bedeutung beanſpruche, da nur für ein
Werk die geſetzliche Verpflichtung zur Beſtellung eines Sicher-
heitsmannes beſtand und das Verhältnis dieſes Sicherheits-
mannes zu der Werksverwaltung, den Betriebsbeamten und
den Arbeitern zur Beanſtandung keinen Anlaß gab. Auch in
den Berichten der übrigen Bergrevierbeamten findet ſich dieſe
oder ähnliche Aeußerungen wieder. Der Beamte des Reviers
Weſt- Halle berichtet ſogar, daß die Sicherheitsmänner die
regelmäßigen Befahrungen nicht aus eigenem Antrieb, ſondern
erſt auf Hinweis der Aufſichtsperſonen vorgenommen haben.
So etwas dürften ſich Vertreter der Bergarbeiter nicht nach-
ſagen laſſen! Wer durch das Vertrauen ſeiner Arbeitskollegen
auf einen ſo wichtigen Poſten, wie den eines Sicherheits-
mannes, geſtellt worden iſt, ſollte dieſen Poſten im Jntereſſe
ſeiner Mitarbeiter und in ſeinem eigenen Jntereſſe voll aus
füllen. Das iſt um ſo nötiger, da ſämtliche Berichte über
das Steigen der Unfallziffer berichten, und zwar iſt
nicht nur die Geſamtzahl der Unfälle geſtiegen, ſondern gerade
auch die ſchweren Unfälle, insbeſondere die der Unfälle mit
töd lichem Ausgang. Wo derartiges in Erſcheinung tritt,
da iſt es Pflicht der Sicherheitsmänner, ein ganz beſonders
wachſames Auge auf die Betriebszuſtände zu haben. Es wäre
deshalb auch hier ſehr zweckmäßig insbeſondere für die Ar-
beiter geweſen, zu erfahren, auf welchen Werken die Sicher-
heitsmänner ihre Pflicht nicht erfüllten, denn eine von der
Werksverwaltung anbefohlene Reviſion iſt wertlos, weil
ſie ja doch nur der Form genügt. Die Redensart der Bericht-
erſtattung, daß das Einvernehmen zwiſchen den Sicherheits-
männern, den Werksverwaltungen und den Arbeitern ein
gutes ſei und zu Beanſtandungen nicht geführt habe, wie ſie
faſt in allen Berichten zu finden iſt, dürfte darin begründet
ſein, daß vielen Sicherheitsmännern eine wirkſame Tätigkeit
durch die Werksverwaltungen unmöglich gemacht wird. Dieſe
Annahme iſt um ſo berechtigter, als ja die Klagen der Berg-
arbeiter über Betriebsmißſtände nicht ab, ſondern beſtändig
zunehmen. Leider fehlen in den Berichten nähere Angaben
über die Tätigkeit der Sicherheitsmänner, denn die kurzen, all-
gemeinen Bemerkungen ſind kaum als Berichte zu betrachten.

Fehlt es hier an den ſehr nötigen Angaben über äußerſt wich-
tige Punkte, ſo finden wir an anderer Stelle in allen Be-
richten Hinweiſe auf die von den Werken eingerichteten Wohl-
fahrtseinrichtungen. Dort wird hervorgehoben, daß
die Werksverwaltungen ihren Arbeitern und Beamten Brenn-
materialien, Seefiſche, Kartoffeln, Brot, Wurſt, Speck, Schinken
und andere Lebensmittel „ſtellenweiſein recht bedeu-
tendem Umfange“ zu billigen Preiſen geliefert haben.
Der Beamte von Eisleben, der mit zwei Zeilen über den
Geſundheitszuſtand der Belegſchaft berichtet, mit zwei und
einer viertel Zeile über die Betriebsunfälle, weiß zu berichten,
daß aus der Kaſſe des St. Katharinenſtiftes zu Eisleben, die
er ſelbſt verwaltet, 13 098 Mk. das ſind 12 Mk. mehr wie im
Vorjahre und aus einer Löhrſchen Stiftung 206,43 1.40
Mark weniger wie im Vorjahre an hilfsbedürftige Berg-
und Hüttenleute, deren Angehörige und an Jnvaliden gezahlt
worden ſind. Andere Berichterſtatter wiſſen ähnliches zu be
richten: da werden die vaterländiſchen Frauenvereine, der Ver-
ein Frauenhilfe uſw. lobend hervorgehoben. Es liegt uns fern,
die Tätigkeit dieſer Vereine zum Gegenſtand unſerer Betrach-
tungen zu machen, wir ſind aber der Meinung, daß die Zu-
ſtände in den Bergwerksbetrieben ſehr viel anderen Berichts-
ſtoff bieten. Darüber in einem zweiten Artikel.
Aus den Berichten der Bergrevierbeamten.

Querfurt. Aus dem Stadtparlament. Die mittel-
alterliche Ueberlieferung der Zahlung des Bürgerrechtsgeldes
iſt ein Hemmſchuh für die Orte, die dieſen alten Zopf noch mit
ſich ſchleppen. Das hat auch der hieſige Gewerbeverein einge-
ſehen und einen Antrag auf Aufhebung der Zahlung des
Bürgerrechtsgeldes an den hieſigen Magiſtrat gerichtet. Der
Magiſtrat glaubte aber, von dieſer vorſintflutlichen Ueber-
lieferung nicht ablaſſen zu können, er lehnte dieſen Antrag ab
und unſere Stadtväter ſchloſſen ſich dem an. Zur Veteranen-
ſpende, die der Reichsverband deutſcher Städte in die Wege
geleitet hat, wurden 25 Mark bewilligt. Ein weiterer Antrag,
den örtlichen bedürſtigen Veteranen 100 Mk. zu bewilligen,
wurde abgelehnt. Für dieſe Armen hat man ja bekanntlich
kein Geld. Dagegen wurden zu Dekorationszwecken zum
Guſtav-Adolf-Feſte 100 Mk. ausgeworfen. Ein anderer Antrag
verlangte ſogar 150 Mk. zu dieſem Zwecke. Die Leſer ſehen
daraus, daß Geld da iſt, aber lieber wird es zu ſo muckeriſchen
Zwecken, wie es das Guſtav-Adolf-Feſt iſt, zwecklos ausge
worfen, ſtatt daß man den Aermſten der Armen, die auf dem
Schlachtfelde Leben und Geſundheit für das Vaterland aufs
Spiel geſetzt haben, eine Unterſtützung zukommen läßt. Das
zeigt ſo recht die Logik der bürgerlichen Geſellſchaft. Weiter
wurde die Sparkaſſenrechnung für das Jahr 1912 abgenommen,
und die beiden Stadträte Lohſe und Jfland auf weitere ſechs
Jahre wiedergewählt.

Freykburg a. d. Unſtrut. Unfälle. Durch Abſtürzen von
einem Steinblock zog ſich der Arbeiter Wonvriz einen kompli-
zierten Bruch des rechten Oberſchenkels zu. Er wurde der Halle-
ſchen Klinik zugeführt Die jugendliche Tochter Clara des
Landwirts Bach in Schönberg bei Freyburg ſtürzte beim Stachel-
beerpflücken im Weinberge einen Abhang hinunter und ſtarb
andern Tags an den erlittenen Verletzungen.

Eilenburg. Konſumvereinsverſammlung. Der Geſchäfts-
führer erläuterte, daß auf Antrag der Zſcheppliner Genoſſen der
Vorſtand ſich mit der Errichtung einer Verkaufsſtelle in Zſchepplin
befaßt habe. Es hat eine Zuſammenkunft des Vorſtandes mit den
Zſcheppliner Genoſſen ſtattgefunden. Hierbei wurden letztere be-
auftragt, zunächſt den Mitgliederkreis zu vergrößern. Das iſt denn
auch geſchehen und iſt jetzt mit 60 Mitgliedern zu rechnen, die in
der Verkaufsſtelle Zſchepplin ihre Waren entnehmen werden. Der
bisherige Umſatz der dortigen Genoſſen betrug 10685 Mark, jetzt
kann mit 21500 Mark Umſatz gerechnet werden. Die Ausgaben
ſind nicht allzu hohe, ſie betragen für das ganze Jahr ungefähr
1200 Mark. Zu bemerken iſt noch, daß, wenn die Verkaufsſtelle
nicht errichtet wird, unbedingt eine neue Verkäuferin eingeſtellt
werden muß. Außerdem ſteht uns nichts im Wege, die Verkaufs-
ſtelle jederzeit wieder aufzuheben. Der Verſuch muß aber unter-
nommen werden. Genoſſe Burkhardt betonte noch, daß den
Vorſtand auch der Grund mit geleitet habe für eine Verkaufsſtelle
einzutreten, weil ein Teil der Zſcheppliner Einwohner die Gründung
eines eigenen Konſums erwogen habe, um unſeren Konſumverein
zu verdrängen. Alle Disknſſionsredner ſprachen für die Gründung,
worauf der Antrag einſtimmig angenommen. Die Verkaufsſtelle
ſoll Mitte oder Ende Juli errichtet werden. Genoſſe Schmidt
erläuterte die Vorzüge der Volksfürſorge und bat die Mitglieder,
bei Nenabſchlüſſen von Verſicherungen die Volksfürſorge zu be

rückſichtigen. Genoſſe gab bekannt, daß der Berufung,
die gegen die im letzten Jahre vom Konſumverein entrichtete
Steuer emgereg worden iſt, u wurde. Bekanntlich ge-
währt der Verein ſeit einigen Jahren den einen feſten
Rabatt von 9 Prozent und außerdem wurde noch 1 Prozent
Dividende gewährt. Jm letzten Jahre ſind, entgegen dem Vor
jahre, 10 Prozent, alſo auch der Rabatt mit beſteuert worden.
Die hieſigen Krämer, die Rabatt geben, brauchen dies nicht extra

verſteuern. Jedenfalls wird dem Verein zu Unrecht auferlegte
teuer wieder zurückgegeben werden müſſen. Es wurde noch

darauf aufmerkſam gemacht, daß in dieſem Jahre ſchon am 1. Juli
iſt, was jedem Mitglied zur Kenntnis gebracht

werden ſoll.
Bitterfeld. Unglücksfall. Auf dem elektro-chemiſchen Werk

ſtürzte am Sonnabend nachmittag der etwa 20 Jahre alte Arbeiter
Richard Kirmann aus Greppin 8--10 Meter hoch von einem
ſogenannten Vakum ab, als er die Schrauben nachziehen wollte
und mit dem Schraubenſchlüſſel abrutſchte. Der Verunglückte
trug einen Knöchelbruch, Verſtauchungen und innere Verletzungen
davon er wurde nach der Halleſchen Klinik überführt. Wie ver
lautet, hat der Verunglückte kein e noch einen Sicherheits
gurt angewendet. Vielleicht trägt dieſer d dazu bei, daß für
J Zu mehr Augenmerk auf die Sicherheitsvorſchriften ge
richtet wird.

Sangerhauſen. Kartellbericht. Jn der letzten Sitzung,
zu der die Vorſtände ſämtlicher Gewerkſchaften anweſend
waren, wurde Stellung genommen zu den ſchlüſſen der Be
zirkskonferenz. Die Errichtung eines Serretariats für den
Regierungsbezirk Merſeburg, das die Vertretung der
ten bei dem Oberverſicherungsamt Merſeburg zu erledigen hat,
wurde als eine dringende Notwendigkeit erachtet. Die Sitzung
wurde ſich auch darin einig, dieſe che nicht an der Koſten
frage ſcheitern zu laſſen. Zu der am 29. Juni in Halle im
Volkspark ſtattfindenden Sitzung wurde Kollege Strenſch dele
giert. Jm Punkt Verſchiedenem wurde noch bekannt gegeben,
daß das Gewerkſchaftsfeſt aus verſchiedenen Gründen um
14 Tage, vom 13. auf dem 27. Juli, verſchoben werden mußte.
Jm weiteren wurden noch die örtlichen Verhältniſſe beſprochen.
Hauptſächlich wurde bemängelt, daß es noch eine Anzahlorganiſierter Arbeiter gibt, die die Veranſtaltungen ihrer Kel

legen gänzlich meiden. Sehr oft ſieht man ſie aber in bürger-
lichen Vereinen herumbummeln, wo ſie doch nur als Staffage
benutzt werden. Kollegen, wie dringend bedarf es der Auf-
klärung in dieſer ernſten Zeit. Dieſe kann einem jeden nur
zuteil werden, wenn er die Verſammlungen regelmäßig be-
ſucht und Abonnent der Arbeiterpreſſe, des Volksblattes wird,
denn dadurch kann er nur als richtiger Klaſſenkämpfer erzogen
werden. Darum auf, Genoſſen, ein jeder werde zum Agitator
und helfe mit, die Säumigen aufzurütteln, dann wird auch in
Sangerhauſen ein neuer und kräftiger Kampfesgeiſt entfacht
werden.

Artern. Kartellſitzung. Der Vorſitzende gab zunächſt
den Bericht von der in Sangerhauſen ſtattgefundenen Bezirks-
konfernz. Jm allgemeinen erklärten ſich die Genoſſen mit den
gefaßten Beſchlüſſen einverſtanden. Auch die Errichtung eines
Sekretariats für den Regierungsbezirk Merſeburg wurde als
notwendig anerkannt. Ueber den Punkt Volksfürſorge ent-
ſpann ſich eine lebhafte Debatte. Es wurde beſchloſſen, die
Stadt zwecks Einkaſſierung der Beiträge in drei Bezirke ein
zuteilen. Die Wahl der Kaſſierer ſoll in der nächſten Sitzung
vorgenommen werden. Außerdem können ſich Genoſſen, die ſich
zum Kaſſierer eignen, beim Genoſſen Otto Zimmermann,
Luiſenſtraße 9, melden.

Torgau. Stadtverordnetenſitzung. Jn letzter
Sitzung der Stadtverordneten wurden 1200 Mark außeretats-
mäßig bewilligt zum Anſtrich der Seitenflügel des Gym-
naſiums. Hierauf wurde Kenninis genommen davon, daß der
Magiſtratsſekretär Michel ſein Amt als Kommiſſar der öffent-
lichen Lebensverſicherungen niedergelegt hat. Des ferneren iſt
dem Magiſtrat die Mitteilung zugegangen, daß die Petition,
einen Bahnbau Torgau--Jüterbog betreffend, die an das Ab-
geordnetenhaus gerichtet wurde, der Regierung als Material
überwieſen iſt. Alsdann verhandelte man über die Verwen-
dung der Einnahmen aus dem Windbruchgebiet in Puſchwitz.
Die Einnahmen aus den im vorigen Jahre durch einen gewal-
tigen Wirbelſturm abgebrochenen ſtarken Bäumen betragen
62 858,38 Mk. Die Ausgaben an Holzſchlägerlöhnen uſw. be-
tragen 8900 Mk. Erzielt iſt demnach ein Ueberſchuß von rund
51 000 Mk. Weil nun auf einem Zeitraum von 18 Jahren in
dieſem Forſtbezirk Abholzungen nicht ſtattfinden dürfen, ſoll
die obige Summe bei den hieſigen Banken zinsbringend ange-
legt werden und dann entſprechend den ſtädtiſchen Bedürfniſſen
auf die 18 Jahre verteilt abgehoben werden. Jn einer der
letzten Sitzungen war beſchloſſen worden, die an der gewerb-
lichen Fortbildungsſchule unterrichtenden Lehrer nach den
Jahresſtunden zu vergüten. Entgegen dieſes Beſchluſſes ver-
langt die Regierung, daß die Vergütung nach den Einzelſtun-
den zu erfolgen hat. Eine Etatsüberſchreitung, die Schulkaſſe
betrefſend, wird genehmigt, desgleichen auch die Verlängerung
des Kanals am Südring. Dieſe macht ſich nötig, weil die
Gießhalle des Stahlwerks bedeutend vergrößert iſt. Da bis
heute eine Klärung über die Vermögensverhältniſſe der Klein-
kinderbewahranſtalt nicht zu verzeichnen war, hatten die Stadt-
verordneten den Magiſtrat erſucht, Remedur zu ſchaffen. Was
nun geſchehen iſt, und zwar inſofern, daß das Vermögen der
Anſtalt als Sondervermögen für die Zwecke der Kinderbewahr-
anſtalt verwendet wird. Verwendet ſoll das Vermögen werden
wie das ſtädtiſche und ſollen, wie üblich, die Stadtverordneten
hierbei hinzugezogen werden. Die Stadtverwaltung hatte ſich
an die Provinz gewandt um eine Beihilfe zur Pflaſterung des
Fiſcherdörſchens; verpaßte aber hierbei den richtigen Zeit-
punkt, nämlich vor der Pflaſterung. Nur allein aus dieſen
rein formellen Gründen wurde die Beihilfe abgelehnt. Hierauf
wurde der Ausbau der Döbernſchen Straße beſprochen und am
Schluſſe dieſer Debatte der Magiſtrat erſucht, einen Plan aus
zuarbeiten, der die Pflaſterung dieſer Straße bis zur Stadt-
grenze betrifft, auch ſoll er wegen Verbreiterung der Straße
mit den rechtsſeitigen Anliegern verhandeln. Ueber die Spar-
kaſſenüberſchüſſe von 1912 bedarf es einer nochmaligen Be-
ſchlußfaſſung, und zwar auf Grund einer miniſteriellen Ver-
ordnung. Nach kurzer Debatte wurde der frühere Beſchluß
wieder aufgehoben und die der Kämmereikaſſe überwieſenen
Sparkaſſenüberſchüſſe dem Reſervefonds der Sparkaſſe zuge-
führt. Jn der weiteren Verhandlung kam man auch auf den
Gymnaſium- Neubau zu ſprechen, und da konnte man vom Vor-
ſteher erfahren, daß nach der gegenwärtigen Lage die Stadt
kein Geld zum Baue eines Gymnaſiums habe. (Sehr richtigl)
Auch ſei, wie Stadtv. Rößler meinte, zu verzeichnen, daß die
Abhebungen bei der Sparkaſſe in dieſem Jahre ſchon 100 000
Mark überſteigen. Stadtrat Schmidt regte an, die Sparkaſſe
ſolle ihre Geſchäfte erweitern und nicht nur auf Grundſtüicke,
ſondern auch gegen andere Sicherheiten Gelder ausleihen.
Dieſer Anregung wurden verſchiedene Bedenken entgegen
geſetzt. Einen vernünftigen Vorſchlag machte zum Schluſſe
noch Stadtv. Sitte, der die Beſeitigung der alten Hauptwache
in der Schloßſtraße vor dem Schloſſe Hartenfels betraf. Jn
dieſer Angelegenheit iſt bereits eine Petition an den Magiſtrat
gerichtet worden, die dieſer aber unbeachtet ließ.

Weißenfels. Der Stand der nationalen Jugendpflege.
Am Mittwoch voriger Woche tagte hier eine Sitzung des Aus
ſchuſſes für nationale Jugendpflege des Kreiſes Es
hatten ſich ungefähr 80 Perſonen, größtenteils Lehrer, Paſtoren und
Handwerksmeiſter aus der Stadt und den umliegenden Ortſchaften
eingefunden, um aufs nene zu beraten, wie die Jugend an Körper
und Geiſt zu „ertüchtigen“ ſei. Landrat Richter, der die Verhand
lungen leitete, gab einen Bericht über die B ng im vergangenen
Jahre. Es beſtehen im Kreiſe 65 Ortsausſchüſſe, denen 950 e
liche angeſchloſſen ſind. An Mitteln ſind ungefähr 6000 M. auf
gewendet worden. 4000 davon hat der ionenſegen des Staates
eingebracht, während die übrigen 2000 M. durch C
zuſammen kamen. Das war eigentlich alles, was der Herr
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rat zum Geſchäftsbericht zu ſagen hatte, aber zum Schluß ent-
ſchlüpfte ihm noch das Eingeſtändnis, daß das Landratsamt
die Zentrale für die Jugendpflege im Kreiſe ſei, wo alle
ſich notwendig machenden Arbeiten erledigt würden. Es iſt das
zwar nichts Neues; aber immerhin gehört ſchon etwas Mut dazu,
wenn derſelbe Landrat im Laufe der ſpäteren Verhandlungen ſich
energiſch dagegen verwahrte, daß eine Bureaukratiſierung der
Jugendpflege von Staats wegen geplant ſei. Weiter meinte er, daßder obligatoriſche Fortbildungsſchulunterricht für die nationale
Jugendbewegung einen weiteren Stützpunkt bedeute, weil die Ver
bindungen mit den Jugendlkchen beſſer würden. Es würde dann
wohl in ganz Preußen auch dahin kommen, wie ſchon jetzt
ein Fall in Sachſen lehrte, wo Eltern, die es nicht dulden
wollten, daß ihre Söhne der nationalen Jugendbewegung
angehörten, mit Geldſtrafe belegt wurden. Da das Urteilauch von den G. erichten beſtätigt wrrde, haben wir es glücklich ſo
weit gebracht, daß die Jugendlichen bedingungslos der preußiſch-
deutſchen Zuchtrute ausgeliefert ſind.

Vereine und Verſammlungen.
Witte enberg. Morgen, Dienstag, den 10. ds. Mts., findet beiem Genoſſen Freudenberg, abends S Uhr, die Coſeräherſemm
n des Sozialdemokratiſchen Vereins ſtatt. Außerordentlich

Allerlei.
wichtige Tagesordnung.

Berta v. Suttner,
die bekannte Vork ämpferin der bürgerlichen Friedensbewegung,
feiert heute (Montag) ihren ſiebzigſten Geburtstag.
Nicht in Freuden, denn gerade die letzten Jahre haben dieſer
tatkräftigen Frau, die im Dienſte ihres Jdeals nicht bloß zur
dichten, ſondern auch unermüdlich zu wirken wußte, ſchlimme
Enttäuſchungen gebracht. Die haben ihr wohl mehr weh
getan, meint die Wiener Arbeiterzeitung, als der billige Spott
derer, die, weit vom Schuſſe, den Krieg platoniſch lieben und
vom „faulen Frieden“ der Friedensberta nichts wiſſen wollenGar mancher von dieſen Apoſteln der ſchneidigen Tat iſt in

Wirklichkeit ein neuraſtheniſcher Haſenfuß, während die
Friedensberta eine tapfere Frau iſt mit dem Temperament des
Kämpfers und mit echtem, vielleicht ſogar ererbtem rrigger-
blut in den Adern. Jhr Fehler iſt der Mangel an geſchichtlicherAuffaſſung des Krieges, der Mangel an Verſtändnis für die
hiſtoriſchen Möglichkeiten der Löſung von Machtfragen ohne
Gewalt. Hätte ſie dieſes Verſtändnis, ſo würde ſie begreifen,daß die bürgerliche Geſellſchaft nicht der hiſtoriſche Boden iſt,

auf dem ſich das von ihr lediglich rationaliſtiſch und ethiſch
erfaßte Jdeal eines ewigen Friedens verwirklichen kann.
Jmmerhin hat die leidenſchaftliche Agitation der Frau v. Sutt-
ner wenigſtens den Erfolg gehabt, daß das internationale
Schiedsgerichtsweſen eine ernſthafte Organiſation erhalten hat
und wenigſtens in beſcheidenem Umfang als ein Hemmungs-
organ wirken kann. Jhre Friedenspropaganda hat Berta
v. Suttner mit einem Roman eröffnet, der im Jahre 1889 unter
dem Titel: „Die Waffen nieder!“ erſchien und ſofort großes
Aufſehen erregte. Es war eine Tendenzſchrift, die lediglich in
künſtleriſcher Form eine Jdee mundgerecht machen wollte, ge
dieh aber dank der dichteriſchen Begabung ihrer Verfaſſerinals ein Kunſtwerk, das auch in der Literatur ſeinen Rang be-
hauptet. Eine unmittelbare Wirkung dieſes Romans war die
ſeither kläglich preisgegebene Friedenskundgebung des ruſſi-
ſchen Zaren. „Die Waffen nieder!“ wurde in alle Kultur-
ſprachen überſetzt und erlebte eine ſtattliche Zahl von Auf-
lagen. Bald nach dem Erſcheinen des Werkes ſammelte ſich
um Berta v. Suttner ein ganzer Kreis von bürgerlichen
Friedensideologen des Jn- und Auslandes, deſſen geiſtiges
Oberhaupt ſie war und blieb, wenngleich dieſe Tatſache erſt
ziemlich ſpät durch die Zuerkennung des Nobelpreiſes, der
wohl unter dem Einfluß ihres Wirkens geſtiftet worden war,
anerkannt wurde. Berta v. Suttner iſt nun eine alte Frau,
aber ihr Jdealismus iſt jung geblieben und auch die Kampf-
luſt für die Sache des Friedens iſt noch lange nicht verglüht.

Amerikaniſche Juſtiz.
Wie wir ſeinerzeit meldeten, hatten die amerikaniſchen Woll-

warenfabrikanten in Lawrence unter Führung ihres Präſi-
denten William Wood während des Generalſtreiks im Januar

vorigen Jahres Dynamitattentate inſzeniert, um
e öffentliche Meinung zuungunſten der Arbeiter einzu-
ehmen. Wood und ſeine beiden Spießgeſellen Attegaur

und Collins wurden unter Anklage geſtellt. Die Ge-
ſchworenen, die am Sonnabend in Boſton ihr Urteil fällten
haben, wie nicht anders zu erwarten war, Wood freige-
ſprochen. Ueber die Schuldfrage gegen den Fabrikanten
Attegurx konnten ſich die Geſchworenen nicht einigen, ſo
daß auch er ſtraffrei ausgeht; nur Collins wurde für
ſchuldig befunden.

Man vergleiche mit dieſer Art Juſtiz die barbariſchen Urteile
n amerikaniſche Arbeiter, die es wagten, im Streik zu ge-
etzlichen Mitteln zu greifen.

Walhalla!
„Tymians“ fämitn
1523 Zweites, total neues urkomiscehes

Der Süuglings Riesen Programm!“
„in starker Säugling ist da!“

196 Pfund FJettogewicht 196.
Es ist zum schreien! Zum 1. Male in Halle:

Vorzuegs Karten in allen Zigarren- u. Frisiergeschäften

e 4
Dienstag den 10. Juni 1913 abends 9 Uhr im

Englischen Hof, Gr. Berlin 14:

Versammiun
aller Haus- u. Geschäftsdiener, Pucker, Geschäftckutscher

und sonstiger Arbeiter im Handelggewerbe.
Tagesordnung:

1. Vortrag des Kollegen Gräfe über Berliner Waren-
hàuser ihr Umfang und ihr Wesen.

2. Zweck und Hutzen eines Sommerurlauhbs.,
3. Verſchiedenes.
Jeder Kollege iſt freundlichſt eingeladen und willkommen.

1515 Die sektionsleitung.

Mak—kuiatur
zu haden in der Konsoasengenhnafte Ruhr erei

Wirbelſturm in China.
Jn Makao hat ein Taifun, der vier Minuten dauerte,

ſchweren Schaden verurſacht. Zahlreiche Dſchunken ſind unter-
gegangen und mehr als hundert Perſonen ſollen ertrunken ſein.
Die Trümmer der zerſtörten Fahrzeuge verſperren die Fahr-
ſtraße.

Grubenkataſtrophe in Nordamerika.
Auf einer Kohlengrube in Susquehanna (Pennſylvania)

ereignete ſich eine Exploſion, bei der zahlreiche Berg-
leute verſchüttet wurden. Die Rettungsmannſchaften
haben zwei Tote und vierzehn Verletzte, von denen zwei in
Lebensgefahr ſchweben, zutage gefördert. Später haben ſie
noch zwanzig Bergleute auf der Galerie gefunden und ſie
ebenfalls herausgeſchafft. Verletzt war von dieſen niemand.
Man glaubt, daß ſich jetzt niemand mehr in der Grube be-
findet.

Ein Fall von ſchwarzen Pocken
iſt im Norden Berlins aufgetreten. Jn der Chauſſeeſtraße
43 ſtarh ganz plötzlich eine 59 Jahre alte Frau Pirſchke, die bei
ihrem Schwiegerſohn wohnte. Die Leiche wurde polizeilichbeſchſlagnahmt. Durch die Unterſuchung durch den Kreisarzt
wurde feſtgeſtellt, daß die Frau an den echten ſchwarzen Pocken
geſtorben iſt. Alle erforderlichen Vorſichtsmaßregeln ſind ge-
troffen worden.

Eine Menſchenfreſſerbande.
Der Oberrichter der Goldküſte, Sir Brandford Griffith,

iſt ſoeben in Plymouth eingetroffen, nachdem er in Sierra
Leone die Gerichtsverhandlung gegen eine geheime Geſellſchaft
geleitet hatte, die furchtbaren Schrecken unter den Bewohnern
hervorgerufen. Dieſe „Leoparden-Geſellſchaft“ beſtand unter
dem Stamm der Mendes; Menſchenopferung und Men-
ſchenfreſſerei bildeten den Hauptzweck der fanatiſchen Seklte.
Männer, Frauen und Kinder verſchwanden auf geheimnis-
volle Weiſe und die „Menſchen-Leoparden“ hauſten ſo furcht
bar, daß das allgemeine Entſetzen immer mehr zunahm. Die
Regierung beauftragte daher den Oberrichter, die mächtige Ge-
ſellſchaft und ihre furchtbaren Gehräuche auszurotten, und der
Erſolg ſeiner Unterſuchung war. daß zunächſt 100 Leute ver-
haftet und unter Anklage geſtellt wurden. 40 wurden dann
laut Richterſpruch ge hängt und eine große Zahl der übrigen
iſt deportiert worden. Man hofft ſo, dieſem grauſigen Treiben
endgültig ein Ende gemacht zu haben. Die entſetzlichen Einzel-
heiten, die bei der Verhandlung ans Licht kamen, werden ineinem offiziellen Bericht hetanntgenacht werden.

Wer beſchützt den lieben t
an en der Frankfurter Zeitung: Der liebe Gott ſolltenach allgemeiner Auffaſſung einen veſonderen e Schutz nicht nötig

haben, aber er ſcheint ſeine Stellung auf der Erde doch nicht
mehr für ſo ganz ſicher zu halten. Und da Deutſchland in letz-
ter Zeit ſo mächtig geworden iſt und in ganz unantaſtbarer
Erhabenheit dem Rate der Völker vorſitzt, hat ſich der liebeGott nicht lange beſonnen und ſich unter den Schutz Jhrer
Majeſtät der deutſchen Kaiſerin geſtellt. Ein neuer Erfolg der
deutſchen Staatskunſt? O nein, nur ein Schnitzer des gedanken-
loſen Sprachgebrauchs. Generalleutnant z. D. v. Ammon, Vor-ſitzender des Evangeliſch-Kirchlichen Hilfs werei ins, hat am
Dienstag folgendes der Kaiſerin drahtlich zu Füßen gelegt:

Unter dem ſicheren Schutz Eurer Majeſtät
hat Gott der Herr nunmehr 25 Jahre lang den Evan-
geliſch-Kirchlichen Hilfsverein zu machtvoller Entwicklung auf
den Arbeitsgebieten chriſtlicher Nächſtenliebe geführt.

Ja, ja, deutſch Sprak ſchwer Sprak!
Der unverbeſſerliche Druckfehler.

v dem Druckfehler teufel kämpfen Götter ſelbſt vergebens
S s hat der Geograph Brun einmal erfahren müſſen, wiedie Kaſſen ia Nazionale erzählt. Er ſchickte in die Druckerei

einen derr Artikel, in dem von einer Hochfläche di
Rede war, die 36 000 Fuß über dem Meeresſpiegel läge. BeimKo e elttzkejen verbeſſerte Brun den Zahlenirrtum und ſtrich

eine Null weg. bei der nächſten Korrektur aber las er nicht
3600, ſondern die Hochebene war inzwiſchen auf 3 600 000 Fuß
angewachſen. Nun war der Geograph ein etwas hitziger
Menſch: er ſchrieb an den Rand 36 000 Fuß! 38000 000 Beſtien!
Den Erfolg ſah er, als er die fertig ausgedruckte Arbeit vor
ſich atte: der Setzer hatte kaltblütig gedruckt, daß auf der
Hochebene, die 36 000 000 Fuß über dem Meeresſpiegel läge,
36 000 000 Tierarten lebten!

Kleines Allerlei. Große Radiumfunde ſind im
Ferganegebiet (Rußland) gemacht worden. Fleiſchver-
gift ungen. Jn. Mönchsſtockheim (Bayern) erkrankten fünf
von auswärts zu einem Familienfeſt geladene Perſonen unterVer giftun gserſcheinungen nach dem Genuß von verdorbenem
Fleiſch. Der Oekonom Heiniſch vom Amt Prappach iſt bereits
geſtorben. Seine junge Frau und die übrigen Verwand ten
liegen ſchwer krank darnieder. Jn giftige Gaſe gerieten
auf der Friedrich Heinrich für Biblbeim (Ruhr) vier

Parteigenossen! Unterstützt Euer eigenes Heim!

Dienstag den 70. Juni 79f3 abends 8 Uhr:Aohal. u nei T
Leitung: Chormeister O0. Schwer den Bucharucker-

Orenest er-Vorein, Virigent: H. Knt öschel.

Programm 10 Pf. Programm 170 P
Zu zahlreichem Besuch ladet freundlichst ein

1522 Die Geschäftsleitung.
NB. Bei ungünstiger Witterung findet das Konzert
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Die Lieferungen von Milch, Fleiſch und Regensburger
Würſtchen ſind ab 1. Oktober 1913 wieder zu ver-
geben. Reflektanten werden gebeten, ihre Offerten bis
11. Juli 1913 an die Geſchäftsleitung des Volks-

parks, Burgſtraße 27, einzureichen.

Die Verkaufsſtände von Brühwürſtchen, Schokolade
und Schmalzkuchen ſind ab 1. Oktober 1913 wieder
zu verpachten. Reflektanten werden gebeten, ihre
Offerten bis 11. Juli 1913 an die Geſchäftsleitung
des Volksparks, Burgſtraße 27, einzureichen. [1516

Bergleute. Drei ſind geſtorben.

wurde, iſt geſtorben. Jn den Bergen abgeſtürr

Der vierte wurde
gerettet. Die Suffragette Daviſon, die bei demUeberfall auf das Rennpfexd des engliſchen Königs verletzt

z t.Jm Chiemgebiet ſtürzte ein Kölner Touriſt namens Bogeler
ab. Seine Leiche konnte geborgen werden. Der Münchner
Touriſt Sucher unternahm mangelhaft ausgerüſtet und ohne
Führer eine Beſteigung der Zugſpitze.

e t
Er ſtürzte ab und war

Briefkaſten der Redaktion.
Z. A. 55. Auch wenn der Betriebsunfall ſchon vor 14 Jahren

war, können Sie nach den jetzt erweiterten einſchlägigen Be-
ſtimmungen der Reichsverſicherung eine einmalige Abfindung
verlangen. Solche Kapitalabfindungen ſind aber nicht zu emp-
fehlen, da damit ja der geſamte Anſpruch an die Berufs-
genoſſenſchaft

Verantworſiich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton

und Vermiſchtes Karl Bochk,
Wilhelm Koenen. Verleger und für die Anz
antwortlich Alfred Jähnig. Sämtlich in Halle.

für Lokales und Provinzielles

Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E G. m. b. H.).

GGGGSGGOo enSchmerzen, welche jahrelang angehalten hatten,

wurden in einer einzigen Nacht beſeltigt.

Die Erfolge eines w
Herr Glaſer ſchreibt: Wenn

chroniſche Schmerzen ſo ſchnell
hätte ich dieſes nie geglaubt!
an ſchwerer Jschias und Rheumatismus,
zen hatte. Dieſelben waren
Leiden wurden jedoch gänzlich
ich mit Freuden jedermann

underbaren Mittels

eigen ver-
Druck der

mir jemand geſagt hätte, daß

beſeitigt werden könnten, ſo
Ich litt ſeit vielen Jahren derart

daß ich ſtets Schmer-
geradezu unerträglich. Meine
durch ein Mittel beſeitigt,
bekanntgeben möchte. Es

Dos
iſt

Kephaldol und in jeder Apotheke erhältlich. Bei Einnahme
von zwei Tabletten und einer weiteren jede Stunde verſchevin
den die Schmerzen ſofort! Mein Hausarzt ſagte mir,
Kephaldol- Tabletten gerade ſo

von Jnfluenza in weniger als
ſehen. Soviel ich weiß, wird

daß
ſchnell bei Hexenſchuß, Schmer-

zen in den Muskeln und Gelenken, wie bei Kopf- und Nerven-
ſchmerzen hilft. Jch habe außerdem einen ſehr ſchweren

vierundzwanzig Stunden heiledieſes großartige Mittel in alten
bedeutenden Spitäler n Europas gebraucht, da ſeine Haupt-
tugend beſonders darin liegt, daß es raſch und ſicher wirkt und
abſolut unſch ädlich iſt.

rer

Duittung.
Für Parteizwecke: Vom Ausflug der Solidarität Leipzig
im Volkspark durch Siebert erhalten 2,50 Mk.

Das Parteiſekretariat.

u J Schachsn e
Teleſon Mit Anleitung zum Spielen.
1107. Das intereſſanteſte aller Spiele.

Preis 20 Pfg.
Volks

S enaller Berufe entdtellen hält ſtets die Zei-

tung: Deutſche VakanzenPoſt,
Esßlingen 156. *10

DD J

1 Laufhursche
mit eigenem Fahrrad geſucht.Angebot ſchriftlich mit Lohn
forderung mr V. H. 295 andie Expediti on d. Blattes. 1500
Sofort ein ſolider, zuverläſſiger

f. Feldbahnbetrieb, d. Geleiſe ſchnell
u. ſachgemäß nageln kann, geſucht.

Angebot ſchriftlich mit Lohn-
forderung unter V. H. 235 an
die Expedition d. Blattes. 1561

1 Schächtwelster
mit größerer Kolonne ſof. geſucht.

Angebot ſchriftlich unter V. H.
260 an die Expedition d. Bl. 1502

Verlässlicher Mann,
der auch wirklich ſtrebſam iſt, gleich
welchen Standes, wird z. Leitung
einer Engros-Verſandſtelle geſucht.
Keine Berufsaufgabe. Monatl. bis
Mk. 400. Einkommen. Kapital
und Kenntniſſe nicht erforderlich.
Offert. unt. K. F. 6746 an Ru-
t Mosse., Cöln. *808
oſinungs Anzeigen

Kl. ſaubere Stube mit Kaffee,
3.50. Harz 17 II. 1458

n 7 d.
Letzte Woche!

Nur noch bis Sonntag,
1519 den 15. Juni:
Das gewaltigste Film-
Drama aller Zeiten

Anf. 8.30. Ende gegen 11 Uhr.

Preis 20 Pfg.
Radfahrkarten

Spezialkarte des Harzes
Preis 25 Pfg.
Spezialkarte der

Proviuz Sachſen
Preis 1 Mk.

Preis 40 Pfg.

Preis 50 r
Zu beziehen durch diVolksbuchhandlung alle a.

in verſchiedenen Preislagen.

Für
grösgere und kleinere

er usflüge! Se
Spezialkarte des Saalkreiſes

Spezialkarte Thüringens

Karte von Mittel-Europa
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